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I. Abhandlungen. 



Ueber die Gemeindesteuern in England. 



Von Professor Dr. C. 6. Kries in Berlin. 



Alle Männer, denen die Verbesserung der öffentlichen Ver- 
hältnisse in den Staaten des europäischen Continents wahrhaft 
am Herzen liegt und welche die Erwägung der dazu erforder- 
lichen Mittel ernstlich beschäftigt hat, sind zu der Erkenntniss 
gelangt, dass die Kräftigung der unteren Organe des öffent- 
lichen Lebens vor allen Dingen nolh thue. Die Thatsache, dass 
die Stürme, welche auf dem Continente die bestehende Ordnung 
fast überall umstürzten oder mindestens die Ausübung der 
Regierungsgewalt auf lange Zeit lähmten, in England den öffent- 
lichen Frieden und das Ansehen der Gesetze nicht erschütterten, 
ist mit vollem Rechte zum grossen Theil der Unabhängigkeit und 
Stärke beigemessen worden, deren die Localverbände bei der 
Verwaltung ihrer gemeinsamen Angelegenheiten sich dort er- 
freuen. Es ist daher gewiss von hohem Interesse, die Grund- 
lagen dieser Selbstständigkeit näher kennen zu lernen und zu 
Untersuchen, worin unsere Zustände von den dort entwickelten 
abweichen. 

Wir werden sofort in den Mittelpunkt dieser Untersuchung 
versetzt, wenn wir fragen, welchen Theil der öffentlichen 
Last die Communalverbände in England unmittelbar zu tragen 
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haben und auf welchem Wege sie die Mittel zur Bestreitung 
dieser Pflichten beschaffen. Die politische Wichtigkeit der Orls- 
verbändo ergiebt sich am deutlichsten aus dem Umfange ihrer 
Leistungen für das öffentliche Leben; ihre Unabhängigkeit be- 
urtheilt man am sichersten nach der Freiheit und Selbstständigkeit, 
die ihnen bei Beschaffung und Verwendung der Mittel ihres Haus- 
haltes eingeräumt ist. 

Gerade über diesen Gegenstand — über die örtliche Besteue- 
rung — sind innerhalb der letzten Decennien sehr eingehende 
Untersuchungen in England angestellt, welche es uns möglich 
machen, ein klares Bild der dortigen Zustände zu gewinnen. 
Diese Untersuchungen sind veranlasst durch das lebhaft empfundene 
Bedürfniss von Be formen auf diesem Gebiet '). Bei ihrem 



1) Die vornehmsten Quellen der nachstehenden Darstellung sind der 
sehr schätzenswerthe auf historischen und statistischen Untersuchungen be- 
ruhende Bericht der Central- Armenbehörde über die Localsteuern im Jahre 
1843 (Report of the Poor Law Commissioners on Local Taxation. 
London 1844. 8°) und der vorzugsweise aus Zeugenaussagen bestehende 
Bericht des zur Untersuchung dieses Gegenstandes von den Lords (1850) 
niedergesetzten Ausschusses, welcher dem Unterhause mitgetheilt, und auf 
dessen Befehl gedruckt ist. (Report on the Laws relating to Parochial Assess- 
ments , brought from the Lords 26. Julg 1850.) Die Aussagen eines der 
vernommenen Zeugen, des mit den Gemeindesteuerverhältnissen sehr ver- 
trauten Parlamentsmitgliedes Cornewall Lewis sind besonders abgedruckt und 
im Buchhandel zu haben. (Eeidenee of G. Cornewall Lewis Esa. U. P- 
before a Setect Committee of the House of Lords on the Laws relating 
lo parochial assessments. London , James Ridgway 1850). Dasselbe 
Parlamentsmitglied hat eine kurze, namentlich für Ausländer sehr lehrreiche 
Uebersicht über die Finanzen und den Handel des Vereinigten Königreichs im 
Anfange des Jahres 1852 verfasst, aus welcher wir manche Angabe entnommen 
haben. (The Finance and Trade of the United Kingdom at the beginning of 
the year 1852. London, James Ridgway 1852 (1 *.) Auch Mac Culloch 
(On Taxation, Appendix N. 1. und Porter (Progress of the Nation, Sect. IV. 
Chapt. 6) haben der Erörterung der Localsteuern besondere Abschnitte ge- 
widmet. Ausserdem enthalten der von George C o o d e erstattete Bericht über 
die Heimathgesetzgebung (Report of George Coode on the Law of Sett- 
lement and Removal 1851), die jährlich von der Central - Armenbehörde 
(Poorlate- Board) an die Königin erstatteten Berichte, die Parlamentsberichte 
über die Einkommensteuer und endlich das schätzenswerthe Werk von 
Pashley über den Pauperismus und die Armengesetze {Pauperism and 
Poorlaws. London, Longman Brown Green and Longmun 1852; viele auf 
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Studium ist man daher wohl nicht in der Gefahr, eine blinde 
Vorliebe für fremdländische Institutionen zu gewinnen. Dagegen 
erkennt man mit Hülfe der — wahrlich nicht schonenden — Kritik 
der Einheimischen selbst, um so leichler was als unantastbare 
Grundlage eines kräftigen und selbstständigen Gemeindewesens 
wirklich anzuerkennen ist, was nach Verschiedenheit der Ver- 
hältnisse verschieden gestaltet werden mag, und worin die Selbst- 
ständigkeit bisweilen irriger Weise.gesucht wird. 

Wir haben ausserdem noch einen besondern Grund, diesem 
Gegenstande eben jetzt unsere Aufmerksamkeit zu widmen. Es 
ist eine ziemlich verbreitete Ansicht , dass in . England keine 
Grundsteuer bestehe, und dass der Staat dort durch einen 
höchst beklagenswerlhen , leider inHess nicht mehr wieder gut 
zu machenden Fehler der gesetzgebenden Gewalt zu Ende des 
vorigen Jahrhunderts dieser so wichtigen Hülfsquelle für den 
öffentlichen Haushalt für immer beraubt sei. Ohne nun hier in 
eine Untersuchung darüber einzugehen, ob das Gesetz wodurch 
die bestehende Staats-Grundsteuer in England (1798) dem 
Wesen nach für eine ablösliche Rente erklärt wurde, in allen 
Punkten als ein weises anzusehen sei, so steht doch so viel fest, 
dass das Grundeigenthum in England gegenwärtig zur 
Bestreitung der öffentlichen Bedürfnisse durch Localsteuern 
regelmässig keinen geringeren Beitrag steuert als auf dem 
Conlinent durch Staatsteuern, und dass der Staat durch die 
Art und Weise, wie er das Grundeigenthum ordentlicher 
Weise zur Tragung der öffentlichen Lasten heranzieht, völlig freie 
Hand und einen gebahnten Weg gewonnen hat, um dasselbe 
ausserordentlicher Weise noch ferner mit Erfolg so hoch 
zu besteuern, als er für gut findet und das Bedürfniss es erheischt. 
Das Grundeigenthum trägt in England unter dem Namen ver- 
schiedener Localsteuern regelmässig eine Abgabe von durch- 
schnittlich etwas über 13% des katastrirten Reinertrages. 

Die alle Grundsteuer (land-tax) wenn auch für ablöslich 
erklärt, ist darum doch den Grundbesitzern so wenig erlassen, 



die Gemeindebesteuerung bezügliche Nachrichten und Betrachtungen, 
insbesondere auch Reformvorschläge. 
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wie bei uns die seit hundert Jahren unverändert gezahlten Steuern. 
Daneben besteht eine nicht unbeträchtliche allgemeine Haus- 
steuer für die Staatscasse, deren Erhöhung dem Parlamente 
jederzeit freisteht '). 

Ausserdem fallt der bei weitem grössere Theil der jetzt 
ausserordentlicher Weise auferlegten Einkommensteuer auf 
das Grundeigentum und es ist kein Zweifel, dass die Mittel, 
den Ertrag des Grundeigenthumes mit Sicherheit und Schnel- 
ligkeit zu schätzen , grossentheils auf dem herrschenden System 
der Localbesteuerung beruhen *). Wenn der Staat dem Grund- 
eigenthume nun nicht noch ferner eine besondere (neue} Grund- 
steuer auferlegt, so unterlässt er diess nicht sowohl wegen einer 
Beschränkung seiner gesetzlichen Befugniss in dieser Be- 
ziehung, sondern vielmehr in der Ueberzeugung, dass das Grund- 
eigentum anderen Besleuerungsgegensländen gegenüber eher zu 
hoch als zu gering belastet ist, wie wir diess unten näher 
nachweisen werden. 

Wir glauben daher, dass das Studium der Localsteuern in 
England auch für einen Jeden sehr lehrreich sein wird, der mit 
Aufmerksamkeit und Unbefangenheit nach einer Lösung des 
Problems sucht, das Grundeigenthum auf eine angemessene 
und dabei den Wohlstand sowie die Becbtsverhällnisse nicht 
störende Weise, zur Tragung der öffentlichen Lasten heranzu- 
ziehen. 

I. Betrag det Localsteuern. 

Der Gesammlbctrag der durch Localbehürden in England 
und Wales für öffentliche Zwecke jährlich erhobenen Abgaben ist 
auf c. 12 Mill. /. (c. 80 Mill. Thlr/) zu veranschlagen, wovon 
c. 9 Millionen (= 60,000,000 Thlr.) durch directe Steuern, 
das Uebrige durch Gebühren — insbesondere durch Wege-, Schiff- 
fahrts-, und Hafen -Zölle, sowie durch die von den Parteien zu 

1) Die noch nicht abgelöste Landtaxe betragt in England und Wales 
rund 1,100,000 l. Die gegen Aufhebung der Fenstersteuer neu eingeführte 
Hausstcuer wird auf 600,000 /. Ertrag geschätzt. 

2) Vergleiche den Aufsatz des Verfassers über die englische Einkommen- 
steuer in dieser Zeitschrift Band X. S. 228. 
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zahlenden Gerichts- und Yerwaltungs - Sportein u. s. w. aufge- 
bracht wird '). Bei einer Bevölkerung von rund 18 M. Einwohnern 
für England und Wales (a. 1851) ergiebt sich hiernach auf den 
Kopf ein Betrag an directen Localsteuern von 3 Thlr 10 Sgr. 
Die directen Steuern werden, — wie wir unten näher sehen 
werden — sämmtlich vom Grundeigentum erhoben, dessen 
Flächenausdehnung 2742 geogr. Q. M. beträgt und 
dessen jährlicher Pachtertrag, soweit er diesen Localsteuern unter- 
worfen war (1847) auf 67 — 68 Mill. /. eingeschätzt wurde *). 

1) Cornewall Lewis (The Finanee and Trade of Ike United King- 
dom, 1852 p. 52) giebt die durch Gemeindesteuern erhobenen Summen 
(für das Jahr 1851) rund also an: 

1. Armensteuer im engern Sinne , d. h. 

zur Unterstützung der Armen . . . 5,000,000 /. 

2. Für andere Gegenstände welche aus 

der Armensteuer bestritten werden . 500,000 „ 

3. Grafschaftssteuer 800,000 „ 

4. Slädtestcuer 260,000 „ 

5. Wegebausteuer 1,700,000 „ 

6. Kirchensteuer 500,000 „ 

7. Deich und Abzugs-Grabensteuer. (Se- 
wers-Rate) 100,000 „ 

Summa 8,860,000 l. 

Damit stimmt die p. 27 des Report on Locol Taxation gegebene Zu- 
sammenstellung im Wesentlichen überein. 

Die Ausgaben für das Armenwesen sind in den Vorjahren noch be- 
deutender gewesen und haben die Summe von 6,000,000 l. erreicht und selbst 
überstiegen. Dieselben dürften leicht wieder erwachsen, da die Jahre 
1851—1853 in Rücksicht auf die Verkehrs- und Beschäftigungs-Verhältnisse 
besonders günstige gewesen sind. Auch bei der Gra f sc ha ftssteu er 
ist eine Steigerung wahrscheinlich, da die Organisation besoldeteter Polizei- 
mannschaften auch auf dem Lande Fortschritte macht, wie wir näher sehen 
werden. Eine Abnahme der Wegebausteuer ist nicht zu erwarten, viel- 
mehr auch hier eine Steigerung vorauszusetzen , da die Einnahmen aus den 
Chausseezöllen in Folge der Eisenbahnanlagen dergestalt abgenommen haben, 
dass sie zur Deckung der Unterhaltungskosten und Zinsen für die aufgenomme- 
nen Capitalien nicht mehr hinreichen, wie wir später ebenfalls näher angeben 
werden. Aus diesen Gründen ist die Gesammtsumme der directen Localsteuern 
etwas höher als auf 8,860,000 /., nämlich auf rund 9 Mill. I. angenommen. 

2) Das der Armensteuer unterworfene Grundeigenthum wurde 1847 
auf 67,320,587 l. eingeschätzt; dag der Grafschaftssteuer unterworfene, wozu 1 
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Dies ergiebt eine Besteuerung von beinahe 22,000 Tlilr. auf die 
Quadratmeile, und von e. 13% des katastrirlen Ertrages ')• 

Im Vergleiche damit werden im preussischen Staate an S t a a rs- 
Grundsleuer 10,332,000 Thlr. d. h. nur etwa ''/» Thlr. pro Kopf 
und rund 2000 Thlr. von der geographischen Quadratmeile durch- 
schnittlich aufgebracht. Selbst in der Rheinprovinz und Weslphalen 
werden im Durchschnitt nur 4170 Thlr. erhoben, d. h. die Slaatsgrund- 
steuer betrügt auf die Fläche im Durchschnitt des ganzen preussi- 
schen Staates noch nicht den zehnten Theil und selbst in den west- 



viele Ortschaften nicht gehören, weil sie für die entsprechenden Zwecke durch 
besondere städtische Steuern (llorough- Rates) sorgen auf 64,598,831 l. 
(Siehe Lewis, Finance and Trade p. 58 und p. 37. Vergleiche Parlia- 
menlanj Paper. Common* Sess. 1848 N. 735). Aach den der Einkommen- 
steuer zu Grunde liegenden Schätzungen war der Ertrag des Grundeigen- 
thums allerdings betrachtlich höher. Das unter Tit. A. des Einkommensteuerge- 
setzes besteuerte Einkommen belief sich nämlich im Jahre 1843 auf 95,280,000 1. 
(wovon 45,750,000 vom Land; 38,450,000 von Gebäuden; 11,050,000 von 
anderen Arten von Grundeigenthum wie Eisenbahnen, Canälen, Bergwerken 
u. s. w.) und im Jahre 1850auf 105 Hill, (wovon 47,900,000 von Land ; 42,600,000 
von Gebäuden, 14,400,000 von anderem Grundeigenthum). Diese Abweichung 
hat ihren Grund zum Theil darin, dass zur Einkommensteuer auch solches Grund- 
eigenthum herangezogen wird, welches der Armensteuer gesetzlich nicht unter- 
worfen ist (wie Erzgruben und Hochwaldungen, vgl. unten), vorzüglich indess 
darin, dass der einkommensteuerpflichtige Ertrag des Grundeigenthumes nach 
anderen Grundsätzen festgestellt wird, als der armensteuerpflichtige, wie wir 
gleichfalls unten näher sehen werden. Von dem so geschätzten Ertrage nehmen 
die Localsteuern nur 8°/o in Anspruch. 

1) Nimmt man hinzu, dass das Grundeigenthum noch über 1,100,000 l. 
an (zur Zeit noch nicht abgelöster) Landtaxe, ferner — (unter Tit. A. und 
B. der Einkommensteuer), c. 3,000,000 l. an Einkommensteuer und 600,000 /. 
an Haussteuer aufzubringen hat, so ergiebt sich, dass das Grundeigenthum 
zusammen 13,600,000 /. zur Bestreitung der öffentlichen Bedürfnisse beizu- 
tragen hat, d.i. auch wenn man die der Einkommensteuer zu Grande 
gelegte Schätzung des Ertrages mit 105,000,000 l. zum Grunde legt, eine 
Steuer von 13% des Ertrages. Der einkommensteuorp flichtige 
Ertrag ist indess , wie wir (in dieser Zeitschrift Bd. X. S. 222—24) 
näher auseinander gesetzt haben, nicht unmittelbar für den reinen Ertrag 
des Grundeigenthumes zu nehmen, sondern enthält noch viele Posten, welche 
wir als nur durchlaufende und von dem Rohertage abzusetzende an- 
sehen würden. Es ist daher unzweifelhaft, dass das Grundeigenthum in 
England gegenwärtig im Ganzen mit Steuern im Belauf von mehr als 
13% des vollen Reinertrages belastet ist. 
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liehen Provinzen nur den fünften Theil dessen, was die localen 
Grundsteuern in England ausmachen. Den Reinertrag des 
Grundeigentums dürften die St aats steuern in den westlichen 
Provinzen Preussens ziemlich nahe ebenso hoch belasten, wie 
die Localsteuern in England. In den östlichen Provinzen des 
preussischen Staates dagegen nimmt die Staatssteuer die Kräfte 
des Grundeigenthums wahrscheinlich noch nicht halb so sehr in 
Anspruch , als die Localsteuern in England '). Es geht hieraus 
zur Genüge hervor, dass die Grundsteuer in England zur 
Bestreitung der öffentlichen Bedürfnisse keine minder wichtige 
Rolle spielt als im preussischen Staate, wenn sie schon in anderer 
Form in Anwendung kommt. 

Einen anderen Vergleichungspunkt bietet der Betrag der 
Localsteuern im Verhältnisse zur Bevölkerung und zu den 
Staats ausgaben. 



1) Die Staatssteuern werden in den östlichen Provinzen Preussens 
von den Finanzbehörden auf etwa 7°/o ihres Reinertrages angeschlagen (vgl. 
Motive zu dem im Jahre 1852 vorgelegten Entwurf eines Gesetzes betreifend 
die Veranlagung und Erhebung der Grundsteuer u. s. w. S. 66). Doch 
dürfte der Reinertrag des Grundeigenttiumes in der angeführten Denkschrift 
um ein bedeutendes zu niedrig angeschlagen sein, da der Werth des Grund- 
eigenthumes seit dem Jahre 1820 (seit weichem die Behörden Angaben über 
denselben zu sammeln begannen) und selbst noch in dem letzten Decenniutn 
ungemein gestiegen ist. Die Grundsteuer der westlichen Provinzen ist gegen- 
wärtig auf 1 1 V2 % des Katastralertrages festgestellt. Doch dürfte der 
Katastralertrag auch hier gegenwärtig beträchtlich hinter dem Reinertrage 
zurückbleiben. Allerdings erreichen auch die Einschätzungen des Grund- 
eigenthumes zur Armensteuer in England bei weitem nicht den vollen Werth, 
wie wir schon angedeutet haben und unten näher sehen werden. Wir 
räumen daher ein, dass alle Vergleichungen des Gewichts der Belastung 
zwischen verschiedenen Ländern, wie England und Preussen, nur als inuth- 
maassliche Schätzungen betrachtet werden können, welche keinen Anspruch 
auf Autorität haben. Ist es bis jetzt noch nicht gelungen, über die relative 
Belastung der östlichen und westlichen Provinzen Preussens Angaben aufzu- 
stellen , welche allgemein überzeugend sind , so wird jeder noch weiter 
gehende Vergleich ohne Zweifel noch mehr Raum für Widerspruch übrig 
lassen. Jedoch wird so viel aus den gemachten Angaben mit voller Klarheit 
hervorgehen, dass die Grundsteuer in der Gestalt von Loca Is te u ern keine 
geringere Bedeutung in England in Anspruch nimmt, wie in Preussen als 
Staatssteuer. Nur dicss ist es, worauf es uns ankommt. 
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Die Totalsumme von 12 Mill. Pfd. St. = 80 Mill. Thaler 
an Localabgaben für England und Wales ergiebt bei einer Be- 
völkerung von 18 Mill. Einw. (für England und Wales) den 
Betrag von 4 Thlr. 13 Sgr. pro Kopf. Rechnet man zu dem 
Betrage der Localabgaben in England und Wales (mit rund 12 
Mill. Pf.) noch die directen Localabgaben in Schottland (mit 
680,000 /.) und die in Irland (mit 200,000 /.) hinzu, so ergiebt 
sich, dass im Vereinigten Königreiche für öffentliche Zwecke die 
Summe von nahebei 15 Mill. Pf. St. durch Localabgaben er- 
hoben wird '). 

Die regelmässigen Bedürfnisse des Staatshaushaltes (unter 
Ausschluss der Ausgaben für Verzinsung und Tilgung der Schuld) 
sind gegenwärtig auf 21,500,000 /. anzuschlagen. Sonach ergiebt 
sich, dass im Vereinigten Königreich die für die Communalcassen 
erhobene Steuersumme mehr als % der für die regelmäs- 
sigen Bedürfnisse der Staatsverwallung erforderlichen ausmacht 2 ). 
In Preussen ist die durch Communalabgaben im ganzen Staate 
erhobene Summe — nach den darüber vorhandenen Nachrichten 
— auf rund 10 — 12 Mill. Thlr. zu veranschlagen 3 ). Dies er- 



1) Vgl. Lewis, Finance and Trade etc. p. 52 f. und Mac Culloch 
on Taxation, Appendix N. 1. 

2) Zur Vervollständigung der Vergleichung in Betreff der Grösse der 
durch die Localbehörden Tür öffentliche Zwecke verwendeten Summen 
wOrden noch Angaben über die aus dem eigenen Vermögen der Local- 
verbände bestrittenen Ausgaben gehören. Indess finden wir für England 
hierüber keine Angaben. Auch für Preussen ist zu bemerken, dass das über- 
haupt noch vorhandene Communalvermügen, dessen Erlag auf 8,400,000 Thlr. 
jährlich angegeben wird, vorzüglich im Besitz der bedeutenderen Städte und 
der ländlichen Gemeinden der Bheinprovinz, Westphalens und Sachsens sich 
befindet. Die überwiegende Mehrzahl der ländlichen Gemeinden in den 
übrigen Provinzen hat kein irgend erhebliches Gemeindevermögen mehr. 
Die Bedeutung ihres Haushaltes würde daher auch bei Berücksichtigung der 
Communalvermögensverhältnisse nicht grösser erscheinen als nach der Er- 
wägung der Steuerverhältnisse. Vergleiche die Tabellen und amtlichen Nach- 
richten des statistischen Bureaus für 1849. Bd. IV. S. 421—426. 

3) In der obigen Angabe des Betrages der Communalsteuern in Preussen 
von 10 — 12 Mill. sind allerdings die Kreis- und Provinzial- Abgaben noch 
nicht einbegriffen. Ueber den Betrag derselben fehlt es zur Zeit leider an 
Angaben. Doch ist es notorisch, dass dieselben bis jetzt nicht erheblich 
sind. Auch die Angabe der Gemeindesteuern im Vereinigten Königreich ist 
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giebt bei einer Bevölkerung von rund 16 Mill. Einwohnern eine 
Steuersumme von 20 — 22 '/a Sgr. pro Kopf. Die regelmässigen 
Erfordernisse der Staatsverwaltung (mit Ausschluss der Summe 
für Tilgung und Verzinsung der Schuld und der Betriebskosten 
für einzelne Zweige der Verwaltung) sind in Preussen auf rund 
60 Mill. anzuschlagen. Die durch Localsteuern erhobene Summe 
macht hiervon l / 6 bis */s aus. Es erhellet- hieraus, dass die 
Localabgaben in England nicht nur an und für sich (pro Kopf 
der Bevölkerung) sehr viel erheblicher sind, als in Preussen, 
wie man diess nach der höheren Entwickelung der wirtschaft- 
lichen Verhältnisse und insbesondere der Geldwirthschaft daselbst 
nicht anders erwarten kann, sondern dass in England im Vergleich 
mit Preussen auch ein bedeutend grösserer Theil der öffentlichen 
Bedürfnisse durch die Local -Verwaltung im Gegensalz gegen 
die Central- Staats - Verwaltung bestritten wird. Diess wird 
noch deutlicher erkannt werden, wenn wir näher angeben, für 
welche Zweige der öffentlichen Verwaltung die Local- 
verbände ausschliesslich oder doch theilweise Sorge tragen. 

II. Gegenstände der Local Verwaltung. 

Es ist eine Eigentümlichkeit der englischen Verfassungszustände, 
welche besondereBeachtung verdient, dass keine Behörde 
und auch keine vertretende Versammlung eines Communalver- 
bandes ein allgemeines Besteuerungsrecht der ihm Unter- 
gebenen oder Angehörenden besitzt. 

Keiner Behörde, keiner Versammlung von Vertretern oder 
Abgeordneten, auch nicht der Versammlung aller stimmfähigen Ge- 
meindemitglieder ist in a 1 1 g e m e i n e n A u s d r ü c k e n die Sorge für 
alle Gegenstände, welche das gemeinsame Interesse dieses 
Verbandes betreffen möchten, übertragen, noch auch die ent- 
sprechende Befugniss eingeräumt, darüber zu entscheiden, welche 
Angelegenheiten und Interessen als allgemeine zu betrachten 

nicht ganz vollständig; namentlich sind unter der gegebenen Summe die in 
Schottland und Irland erhobenen städtischen Steuern, Hafengebühren, Wege- 
zölle u. s. w. nicht einbegriffen, weil vollständige Nachrichten darüber nicht 
vorliegen. Die Einnahmen an Wegezöllen in Schottland finden wir allein 
schon auf nahe 240,000 /. angegeben. Vgl. Lewis, Finance and Trade etc. p. 5 1 . 
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seien, und die zu ihrer Wahrnehmung erforderlichen Mittel auf- 
zubringen. Vielmehr bestimmt das Gesetz (d. h. entweder das 
Herkommen oder der Beschluss des Parlaments} ganz 
ausdrücklich und speciell, für welche Zwecke eine 
Steuer auferlegt werden darf. Selbstredend dürfen die erhobenen 
Summen auch nur zu dem vom Gesetz ausdrücklich angegebenen 
Zweck verwendet werden. 

Die Abweichung der englischen Zustände von den unsrigen 
in dieser Beziehung und die Bedeutung dieser Eigentümlichkeit 
geht vielleicht am deutlichsten daraus hervor, dass zur Zeit 
keine Localbehörde und kein Communalvcrband berechtigt ist, 
die Erhebung einer Steuer Tür Schul zwecke zu beschliessen. 
Eben so wenig sind die Vorstände eines Gemeindeverbandes 
berechtigt, die etwa vorhandenen Bestände der Gemeindecasse 
zur Verschönerung des Ortes, zu öffentlichen Bauten oder Fest- 
lichkeiten (wie etwa zu Ehren der Königin) noch auch zur Unter- 
stützung religiöser oder milder Zwecke, Vereine und Gesellschaften zu 
verwenden •). Im Laufe der Zeit sind die Gegenstände, welche in den 
Gesetzen ausdrücklich als solche genannt sind, für welche Steuern er- 
hoben werden dürfen, allerdings sehr zahlreich geworden. Man 
zählte deren gegen 200 *). Weil die Gesetze bei der Ertheilung 
einer solchen Befugniss stets nur das besondere Bedürfniss des vor- 
liegenden Falles in das Auge gefasst haben, so ist es begreif- 
licher Weise schwierig, die in solcher Weise ausdrücklich ge- 
nehmigten Ausgabegegenstände unter einige wenige Gesichts- 
punkte in erschöpfender und doch nicht zu weit greifender Weise 
zusammenzufassen. In wie weit und in welcher Art die Local- 



1) Ueber das aus dem Gemeinde-Vermögen fliessende Einkommen, in 
soweit es mehr als hinreicht für die im Gesetz ausdrücklich benannten 
Zwecke, haben die Magistrate der Orte, auf welche sich die Städtcordnung 
vom 9. Sept. 1835 bezieht, in allgemeinen Ausdrücken die Befugniss erhalten, 
den Ueberschuss „für das allgemeine Beste der Einwohner und Förde- 
rung des Ortes" zu verwenden (Municipal Corporalions Act: 5*6 
William IV c. 76 §. 92). Allein Sleuern darf der Stadtrath auch hier 
nur für die in den Gesetzen ausdrücklich benannten Zwecke aus- 
schreiben, und ingleichen die durch Steuern erhobenen Summen nur für 
diese genannten Zwecke verwenden. 

2) Report an Locol Taxation p. 22. 
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behörden für einen bestimmten Zweck Mittel zu verwenden be- 
rechtigt und verpflichtet sind, lässt sich genau nur aus dem 
Wortlaute der entsprechenden Gesetze selbst entnehmen. Indess 
wird es für unsere Zwecke genügen, wenn wir die Gegenstände, 
welche die Kräfte der Localverbände vorzugsweise in An- 
spruch nehmen, hervorheben, und die darauf verwendeten Sum- 
men angeben. 

Der Staat hat in England den Communalverbänden überlassen, 
die Mittel 

I. für die Armenpflege und Unterhaltung der Irrenanstalten; 

II. der Polizeiverwaltung und eines Theiles der Kosten der 

Rechtspflege; 

III. zur Herstellung und Instandhaltung der Wege, Brücken, Deiche 

und Abzugsgräben; 

IV. zur Instandhaltung der Kirchen; 

V. zur Besoldung der Localbeamlen und einer Anzahl minder 
erheblicher Obliegenheilen, welche sich nicht wohl unter 
einen Gesichtspunkt bringen lassen. 
I. Zur Armenpflege gehört nicht nur die Unterstützung 
hülfsbedürfliger Personen, sondern auch die Erbauung und Unter- 
haltung der Arbeitshäuser und die Besoldung der zur Veran- 
lagung und Erhebung der Steuer, zur Verabreichung der Unter- 
stützung, Beaufsichtigung der Arbeitshäuser, Abnahme der Rechnun- 
gen u. s. w. erforderlichen Beamten. 

Die dazu nöthigen Summen lassen sich nach den Ergebnissen 
der 3 letzten Jahre für England und Wales in runden Summen, 
wie folgt, veranschlagen: 

1. Persönliche Unterstützung der Hülfsbedürftigen 

a) Innerhalb der Arbeitshäuser ....... 7 770 000 l. 

b) Ausserhalb derselben 2 830 000 

Summa 3,600,000 l. 

2. Für Arbeits hauser 

a) Verzinsung und Tilgung der zu ihrer Erbauung 
aufgenommenen Darlehen 200 000 / 

b) Zum Neubau und zur Instandhaltung . . . 150,000 

Summa 350,000 l. 

3. Zur Besoldung von Beamten 600 000 t. 

4. Vermischte, mit der Armenpflege verbundene Aus- 
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gaben (wohin Processkoslen , Transport von 
Armen, Renumeration derAerzle, für Auslagen 
Medicin n. s. w. gehören) 450,000 l. 



Summa 5,000,000 {. 
5. Die Kosten der Irrenanstalten werden auf rund an- 
gegeben . . . . 150,000 /. 



Totalsumme 5,150,000 l. ') 

1) In den einzelnen Jahren haben die Kosten der Armenpflege mit 
Ausschluss der Irrenhäuser seit 1848 betragen: 

1848 6,180,000 l. 

1849 5,790,000 „ 

1850 5,390,000 „ 

1851 4,960,000 „ 

1852 4,900,000 „ 

1853 .... .... 4,940,000 „ 

Durchschnitt 5,360,0ÖT7T(S«arl» Report of 
the Poor Law Board 1853 p. 142). Da die Kosten der Armenpflege indes« 
in den drei letzten Jahren und auch vor dem Jahre 1848 seit 1836 dauernd 
unter diesem Durchschnitt geblieben sind, haben wir dieselben nach Lewis, 
Pashley und andern mit diesem Gegenstande vertrauten Männern auf rund 
5,000,000 l. geschätzt. Die Data für die Vertheilung dieser Summe auf die 
einzelnen Posten sind aus den Berichten der Central-Armenbehörde , insbe- 
sondere dem 6ten (pro 1853) S. 60 entlehnt. Ueber die Besoldung der bei 
der Armenverwaltung angestellten Beamten hat Lewis vor den Lords speciellere 
Angaben gemacht, die wir ihres Interresses wegen mittheilen. 
Danach waren in den Jahren 1844—45 angestellt. 

Zahl Besoldung 

Schreiber 590 59,431 

Caplane 415 19,140 

Aerzte 2680 ..... 124,532 

Unterstützungsbeamte 1257 ...... 103,881 

Hausväter und Hausmütter (in den 

Arbeitshäusern) 1238 ...... 44,369 

Schullehrer 284 7,423 

Schullehrerinnen 423 7,009 

Männliche Dienstboten 347 6,340 

Wärterinnen 171 2,161 

Arbeitsaufseher ........ 20 ..... 936 

Steuereinnehmer 499 23,026 

Cassirer 52 973 

Andere Beamte 264 7,747 

Bezirksrechnungsrevisoren ' . . . . 50 12,933 

Summa 8290 419,901 

Report on the Law* retating to Parochial Atsestment p. 320. Die Zahl 
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II. Die Kosten der Polizeiverwaltang im engern Sinne 
werden im Ganzen auf 946,000 /. angegeben, wovon jedoch die 
Slaaiscasse 144,000 l. (als Zuschuss zu den Kosten der Polizei- 
verwaltung in London) trägt. Aus Localcassen werden daher 
in runden Summen 800,000 /. für Polizeizwecke verwendet •). 
Den grössten Theil dieser Summe erfordert die Besoldung der 
dauernd angestellten Polizeibeamten (constables), sowie die Re- 
muneration der Männer, welche zu vorübergehenden Diensten 
im polizeilichen Interesse gebraucht werden. Dazu kommen noch 
eine Anzahl kleinere Posten für Gegenstände, welche im weiteren 
Sinne ebenfalls zum Gebiete der Polizeiverwaltung gehören, wie 
z. B. für Impfung (25—27,000 /.); für andere Gesundheitspoli- 
zeiliche Maassregeln (16,000 /.); für den Transport von Vaga- 
bunden (3000 L); Erstattung von Auslagen an die Constabler 
(60,000 /.) u. dgl. Hiernach kann man die Kosten der Polizeiverwal- 
tung im weiteren Sinne, soweit sie von Localverbänden zu tragen 
sind, im Ganzen auf 850—900,000 l. veranschlagen. 

In naher Verbindung mit der Polizeiverwaltung steht 
die Unterstützung der Rechtspflege, welche der Staat von 
den Communen verlangt. Er überlässt denselben die Verfolgung 
der Verbrecher, den Bau und die Unterhaltung der Gefäng- 
nisse, so wie der Gerichtslocale. Jedoch leistet er zur 
Bestreitung dieser Ausgaben (insbesondere zur Verfolgung der 
Verbrecher) in Anbetracht, dass sie theil weise mehr die Natur allge- 
meiner Staats- als die von Local- Interessen haben, einen Zuschuss. 

Für die vorbenannten Zwecke wurden 1850 verausgabt: 
Für Verfolgung von Verbrechern und Transport derselben 

in runder Summe 210,000 l. 

Für Unterhaltung der Gefängnisse und Correctionshäuser . 358,000 „ 

Für Unterhaltung von Gerichtslocalen 25,000 „ 

593,000 l. 



dieser Beamten hat sich seitdem noch vermehrt, doch sind darüber keine 
Angaben gemacht. Dass die Besoldung derselben mit Einschluss der Rationen 
sich 1853 auf rund 600,000 t. belief, giebt der ßte Bericht der Central- Armen- 
behfirde S. 90 an. Die Kosten der Irrenanstalten giebt Lewis (Finance and 
Trade p. 36) auf 155,000 l. an, mit Ausschluss der Unterhaltungskosten 
armer Irren. 

1) Report on theLaws relating to Parochial Assessment. p. 318 (Q. 2370). 
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Der zur Bestreitung dieser Aasgaben gewährte Staatszu- 

schuss betrug 257,000 l. 

Daher blieb von den Ortsverbänden aufzubringen . . . 336,000 /. ') 

Die Localverbände haben daher für das Polizeiwesen und 
für die Rechtspflege zusammen in runder Summe 1,200,000 /. 
beizusteuern. 

III. Die Unterhaltung der öffentlichen Wege und Brücken 
ist theilweise unmittelbare Aufgabe der Localverbände, theil- 
weise sind dieselben durch specielle Gesetze unter die Obhut 
besonderer Verwaltungen (Irusts) gestellt, welche die Kosten 
ihrer Instandhaltung aus den WegezölJen bestreiten (turn- 
pike roads, Chausseen). 

Die Einnahme an Wegezöllen betrugen im Jahre 1849 
in runder Summe 1,190,000 l., früher sind sie erheblicher ge- 
wesen und haben im Jahre 1837: 1,510,000 /. betragen. Die 
Abnahme dieser Einkünfte hat, wie schon angedeutet, ihren Grund 
in der durch die Anlage von Eisenbahnen bewirkten Verminde- 
rung der Frequenz auf den Chausseen. Dieselben reichen gegen- 
wärtig nicht mehr zur Bestreitung der Ausgaben hin, da zwar 
die Kosten der Instandhaltung bei der verminderten Frequenz 
ebenfalls abgenommen haben, indess zur Ausführung der Bauten 
grossentheils Darlehen aufgenommen wurden, deren Zinsen 
nun seit einigen Jahren nicht mehr vollständig haben gedeckt 
werden können. Die rückständigen Zinsen betrugen bereits im 
Jahre 1849 über 1 '/ 2 Mill. Pfund 2 > Hiernach wird eine Aenderung 
der Gesetzgebung über diese Chausseen nicht zu vermeiden sein, 
und wahrscheinlich werden die betreffenden Localverbände auch 
für diese Strassen die weiter erforderlichen Mittel durch Steuern 
aufzubringen genöthigt sein. Mindestens sind dieselben überall 
subsidiarisch zur Unterhaltung der Chausseen verpflichtet. 

Diei von den Localverbänden unterhaltenen Strassen 
erforderten im Jahre 1850 



1) Vgl.- Lewis, Vinance and Trade p. 36. 

2) Die sämmtlichen Einnahmen der Chausseeverwaltungen — welche 
ausser den Wegezöllen in nur unbedeutenden Nebeneinnahmen bestanden — 
betrugen 1849 .... 1,178,000 l. 

die geleisteten Ausgaben .... 1,189,000 l. 

die rückständigen Zinsen beliefen sich auf 1,587,000 l.; die aufgenom- 
menen Darlehen im Ganzen auf 6,382,000 l. Finance and Trade p. 44. 
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im Ganzen einen Aufwand von 1,850,000 l. 

wozu noch für Unterhaltung der Brücken hinzutreten rund 50,000 „ 



Zusammen 1,900,000 /. '). 
Zur Unterhaltung der Deiche und Abzugsgräben waren 

ferner erforderlich rund 1C0,000 „ 

so dass für die Kosten des Strassen-, Brücken- und Ab- 
zugsgräben-Baues zusammen verwendet wurden rund . 2,000,000 l. 
Der bei weitem grösste Theil dieser Summe musste durch 
directe Steuern aufgebracht werden, da bei der Slrassenver- 
waltung nur etwa 160,000 /. auf anderem Wege eingenommen 
wurden. Zu bemerken ist, dass ein beträchtlicher Theil der für 
das Wegebauwesen verausgabten Summe, (nämlich 824,000 l.) 
zur Unterhaltung cWr Strassen in den Städten verwendet 
wurde, so dass die Landwege nur 1 Mill. Pf. in Anspruch ge- 
nommen haben 2 ). 

Für Brücken- , Deich- und Wegebauten , einschliesslich der 
Chausseen zusammen, wird in England und Wales nach den vor- 
stehenden Angaben die bedeutende Summe von nahebei 3,200,000 /. 
verausgabt. 

IV. Die Unterhaltung der Kirchen war ursprünglich 
die Pflicht des Pfanherrn oder dessen, welcher zum Empfang 
des Zehnten und der andern geistlichen Einkünfte berechtigt 
war. Doch wurde sehr früh schon die Unterhaltung des Theiles 
der Kirche, welcher zur Benutzung der Gemeinde bestimmt ist — 
des Schiffes — dem Kirchspiel übertragen, und nur die Sorge 
für den Altar dem Pfanherrn überlassen. Bisweilen ist auch 
diese Aufgabe durch Herkommen auf die Gemeinde übergegangen. 
Die Art und Weise, wie die nöthigen Summen aufgebracht werden 
sollen, ist auf unvordenklichem Herkommen gegründet, und bis 
vor kurzer Zeit konnte die Entrichtung dieser Abgabe nur von 
geistlichen Behörden angeordnet und nur durch geistliche Strafen 
erzwungen werden. Gegenwärtig wird sie fast immer als Zu- 
schlag zur Armensteuer erhoben 3 ). 

Der Betrag der zu diesem Zweck erhobenen Summe ist, 



1) Finance and Trade p. 43 und 36. 

2) Ebendaselbst. 

3) Vgl. Report on Local Taxation p. 17. 42. 43. 
ZeiUchr. für Staat« w. 1859. 1» Heft. 



18 Die Gemeindesteuern 

wie begreiflich, nicht immer derselbe gewesen ; er belief sich im 
Jahre 1832 auf 660,000 l, 1839 auf 506,000 /. und wird nun 
von sachkundigen Männern auf rund 500,000 /. geschätzt '). 

V. Zu den Beamten, welche ausser den bei der Armen- 
pflege beschäftigten, theils eine regelmässige Besoldung, theils 
eine Vergütung für bestimmte Dienstleistungen erhalten, gehören 
dieSecretäre der Friedensrichter (42,000/.), Cassen- 
beamte(9000/.), T od tenschaubeamte (coroners, 55,000 /.): 
Aufseher über Maasse und Gewichte (12,000 /.) u. a. m. 
Unter den sonst noch von den Localverbänden zu bestreitenden 
Ausgaben heben wir hervor die Kosten der Abschätzung des 
Grundeigenthumes (15,000/.); der Zählung der Be- 
völkerung, der Anfertigung der Geschwornen- und 
Stimmlisten u. dgl. (c. 80 — 90,000 /.); der Führung von 
Gemeindeprocessen, (c. 120 — 130,000 /.) — welche Posten zu- 
sammen die Summe von nahebei c. 350,000 /. ergeben. Ausser- 
dem wird aus den Kirchspiels- und Grafschafts-Cassen (d. h. 
aus der Armen- und Grafschafts-Steuer) unter dem 
Titel „vermischte Ausgaben" noch eine Summe von jährlich 
c. 500,000 /. verwendet, über deren Bestimmung nähere Angaben 
sich nicht vorfinden 2 ). 

Die von den Localverbänden überhaupt verwendeten Summen 

— soweit wir Nachweisungen darüber haben sammeln können 

— betragen hiernach übersichtlich zusammengestellt in runden 
Summen 



1) Ebendaselbst p. 27. Vgl. Lewig, Finanee and Trade p. 52. 

2) Die obigen Notizen sind zum Theil aus Lewis ortangeführter 
Uebersicht (p. 36) , zum Theil aus den jährlichen Berichten der Central- 
armenbehörde entlehnt. In den letztem (z. B. den Berichten pro 1851 p. 41, 
1852 p. 39, 1833 p. 9!) sind die vermischten Ausgaben, welche aus der 
Armensteuer für andere Zwecke als zur Armenpflege bestritten werden, 
auf ziemlich nahe 300,000 l. ; und von Lewis I. c. p. 36 die aus der Graf- 
schaftscasse unter demselben Titel gemachten Verwendungen auf rund 200,000 l. 
also zusammen auf 500,000 /. angegeben. Die Nachweisung der von den 
Localverbänden geleisteten Ausgaben ist jedoch in den angeführten Schriften 
keineswegs vollständig, daher erreicht auch die Summe der im Text ange- 
führten Posten nicht die Summe aller erhobenen Localabgaben. 
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I. Für das Armenwesen und die Irrenanstalten .... 5,150,000 /. 
II. Für Polizeiverwallung und Rechtspflege 1,200,000 „ 

III. Für Wege-, Deich- und Brückenbauten (einschliesslich 

der Chausseen) 3,200,000 „ 

IV. Für Unterhaltung der Kirchen 500,000 „ 

V. Für Besoldung der Localbeamten , für verschiedene 

Verwaltungsgeschäfte und vermischte Ausgaben . . 850,000 „ 

10,900,000 l. 
Wenn hiermit die vorhin angegebene Stimme von rund 12 
Mill. als der Totalbelrag aller erhobenen Localabgaben nicht ganz 
erreicht ist, so liegt der Grund darin, dass die gegebene Nach- 
weisung der Ausgaben sich vorzüglich auf die, bei den Kirch- 
spielscassen und den Grafschaftscassen gesammelten 
Nachrichten gründet, dagegen die von den Städten bestrittenen 
Ausgaben nicht vollständig zusammengestellt noch näher erläutert, 
daher auch in der oben gegebenen Uebersicht nur t heil weise 
enthalten sind; und dass ferner die in der Form von Gebühren 
(fees) an die Beamten gezahlten Abgaben nicht durch die öffent- 
lichen Cassen gehen, daher auch von denselben nicht nachge- 
wiesen werden '"). 

III. Localverbände. 

Nachdem wir gesehen haben, welche Summe im Ganzen 
und zu welchen Zwecken in England durch Localabgaben er- 
hoben wird, ist die wichtigste Frage die, in welcher Weise 
diese Last vertheilt ist und durch welche Verbände sie ge- 
tragen wird. Gerade in dieser Beziehung zeigen die englischen 
Zustände viel Eigenthümliches und Bemerkenswerlhes. 

Im Allgemeinen ist hervorzuheben, dass die Verbände, welche 
mit dem Beginn der Slaatsentwickelung für die Zwecke der 
politischen Verwaltung auf der einen und der kirchlichen 



1) Die Ausgaben der unter der Municipalreformbill begriffenen Städte 
(wozu die City von London nicht gehört) werden für das Jahr 1850 auf 
1,050,000 {.; die Einnahmen der City an Steuern und aus anderen Quellen 
für das Jahr 1841 auf rund 190,000 /.; die Einnahmen an Gebühren für 
Leuchttbürme in England und Wales (Light dues) auf 160,000 /., die G e b ü li r e n 
der Secretärc der Friedensrichter auf über 57,000 /. angegeben. 
Vgl. Finanee and Trade p. 38. Report o» Loeal Taxation p. 27 not. 

2* 
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auf der andern sich gebildet halten, ohne dass man ihren Ur- 
sprung auf einen bestimmten Namen und auf einen bestimmten 
Zeitpunkt zurückzuführen vermöchte: die Grafschaften mit 
ihren Unterabtheilungen , den Hundreds, und die bischöf- 
lichen Sprengel mit den Kirchspielen, sich im Ganzen 
ohne wesentliche Veränderung ihrer Grenzen bis auf den heuligen 
Tag erhalten haben! Die Bedeutung und Benutzung derselben 
für die Zwecke des Staates wie der Kirche ist indess im Laufe 
der Zeit vielfach eine andere geworden. Neben, unter und über 
denselben sind zur Erreichung neuer Zwecke, in grosser Zahl 
und mannigfacher Ausdehnung, neue Verbände errichtet worden, 
ohne jedoch den früheren alle ihre Bedeutung zu nehmen, 
geschweige sie völlig aufzuheben und zu verwischen. Man be- 
merkt hier, wie überhaupt in der Entwickelung der englischen 
Verfassungsverhältnisse, die grösste Schonung gegen das Alt- 
hergebrachte, neben dem lebendigsten Trieb der 
Neugestaltung. Das historisch Entstandene wird erhallen, 
soweit es ohne Nachtheil bestehen bleiben kann, mindestens dem 
Andenken und Namen nach; dagegen wird auf der andern Seite 
auch Iheils den allen Formen ein neuer Geist eingehaucht, theils 
werden für die höheren Aufgaben des Staatslebens neue Organe 
geschafTen. Nicht nur die Stärke des erhaltenden, sondern 
auch die Kraft und Regsamkeit des schaffenden Geistes ver- 
dient die volle Aufmerksamkeit des Beobachters. 

Das Kirchspiel ist zu dem wichtigsten politischen 
Verbände, zur untersten Grundlage des Gemeindelebens 
umgestaltet worden. Wo es dazu zu umfangreich befunden 
wurde (wie in einigen nördlichen Grafschaften Englands, z. B. 
Lancaster), hat man indess nicht unterlassen es (für die bestimmten 
politischen Zwecke) in kleinere Bezirke (towmhips) zu theilen 
oder es haben sich, wie man die Thalsache vielleicht richtiger 
erklärt, dort die Unterabtheilungen der Hundreds, dieZehnten, 
welche im Uebrigen verwischt und durch die Kirchspiele absorbirt 
sind, als unterste Kreise des politischen Lebens erhalten. 

Wo die Entwickelung des Verkehres und des Gewerbefleisses 
die Vereinigung mehrerer Kirchspiele zu städtischen Gemein- 
heiten herbeiführte, haben die Kirchspiele gleichwohl für die 
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Wahrnehmung bestimmter Interessen (namentlich der Armen- 
pflege) ihre besondere Bedeutung und ihre Selbstständigkeit 
behalten. In neuerer Zeit hat man auch auf dem platten Lande 
Kirchspiele zu bestimmten Zwecken, wie zur Bildung einer 
angesehenen Verwaltungsbehörde für das Armenwesen, und zur 
Erbauung von Armenhäusern, oft auch nur zur Besoldung einzelner 
Beamten vereinigt, ohne darum ihre Selbstständigkeit bei Wahr- 
nehmung ihrer übrigen Genieindezwecke zu beeinträchtigen. 
Umgekehrt werden die Grafschaften — die obersten Communal- 
verbände — je nach dem Bedürfniss in kleinere Sprengel getheilt, 
bald nur, um die Thätigkeit der gemeinsamen Beamten in an- 
gemessener Weise zu theilen und abzugrenzen, bald um die 
Mittel zur Wahrnehmung von Interessen , welche die ver- 
schiedenen Theile der Grafschaft nicht gleichmässig berühren, 
in gesonderten und den speciellen Verhältnissen angepassten 
Bezirken aufzubringen. Auch ganze Grafschaften 
können sich zur Erreichung bestimmter Zwecke, z. B. zur Unter- 
haltung organisirter Polizeimannschaften vereinigen , oder ihre 
Grenzen zur bequemeren Wahrnehmung bestimmter, z. B. polizei- 
licher Zwecke regulären, ohne dass dadurch die Grenzen und die 
Selbstständigkeit der Grafschaften im Uebrigen verändert und 
angetastet würden. Genug, mit der Zähigkeit, welche das Alt- 
hergebrachte festhält, so lange es noch zu irgend welchen Zwecken 
brauchbar erscheint, vereinigt sich eine bemerkenswerthe Schmieg- 
samkeit und Beweglichkeit, um die gewohnten Formen den neuen 
Bedürfnissen anzupassen, und denselben entsprechend auszubilden. 
Bei der Mannigfaltigkeit der Verbände, welche sich hier- 
nach in England zur Tragung gemeinsamer Lasten gebildet haben, 
wird es die Gewinnung eines klaren Bildes der dortigen Zustände 
wesentlich erleichtern, wenn wir dieselben von zwei verschiedenen 
Standpunkten betrachten, indem wir einmal die wichtigsten 
Verbände, welche sich zur Wahrnehmung gemeinsamer politischer 
Interessen gebildet haben, nach Umfang, Einwohnerzahl 
und vorzüglichster Bedeutung kürzlich beschreiben , und s o- 
dann bei den wichtigsten Gemeindelasten zeigen, in 
welcher Art und nach welchen Grundsätzen sie auf verschiedene 
Verbände vertheilt sind. 
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Für die Zwecke der Staatsverwaltung ist England seit der 
angelsächsischen Zeit inShires oder Grafschaften eingetheilt, 
deren es in England selbst 40, in Wales 12 giebt. An Grösse 
und Bevölkerung sind die Grafschaften freilich sehr verschieden 
von der Grafschaft Rutland mit 7 Q.M. und 21,000 Ew. bis zur 
Grafschaft York (welche indess eben wegen ihrer Grösse in 3 
selbstständige Theile zerfällt) mit beinahe 280 Q.M. und l'/i 
Mill. Einwohner. Ihre durchschnittliche Ausdehnung 
beträgt in England sehr nahe 60 geogr. Q.M. mit einer durch- 
schnittlichen Bevölkerung von c. 440,000 Einwohnern. In Wales 
sind die Grafschaften nur halb so gross — durchschnittlich 30 
Q.M. — mit einer durchschnittlichen Bevölkerung von c. 100,000 
Ew. Eine englische Grafschaft ist daher an (durchschnittlichem) 
Flächenraume etwa 4 preussischen Kreisen gleich, deren 
durchschnittliche Grösse c. 15 Q.M. ausmacht, bei einer durch- 
schnittlichen Bevölkerung von 40 — 50,000 Einw. Mit Rück- 
sicht auf die Bevölkerung dagegen nähert sich die Grafschaft 
der Bedeutung eines preussischen Regierungsbezirks, welcher 
im Durchschnitt eine Bevölkerung von 650.000 Einw. zählt. 

Die bedeutendsten Städte des Reiches bilden Grafschaften 
für sich, indem sie durch besondere Privilegien von der Bot- 
mässigkeit der Grafschaflsbeamten befreit und die Befugnisse 
derselben auf ihre eigene Obrigkeit übertragen wurden. Die 
vorzüglichste Bedeutung der Grafschaften lag früher darin, dass 
sieJurisdictionssprengel waren. Obwohl das Gericht des 
Sheriffs ausser Gebrauch gekommen ist, haben sie diesen Cha- 
rakler auch heute noch bewahrt. Die Richter der Centralhöfe 
erledigen die vor sie gebrachten Rechtssachen der Regel nach 
auf ihrem Umgange in den Grafschaften. Insbesondere aber 
werden die Friedensrichter für den Umfang der Graf- 
schaft bestellt und versammeln sich behufs der Behandlung 
der von ihrem Collegium zu entscheidenden Angelegenheiten 
in der Hauplstadt der Grafschaft zu den Viertel jähre s- 
Silzungen (Quarterly Sessions). Aus der Stellung und Amts- 
befugniss der Friedensrichter hat sich grossentheils die 
Bedeutung entwickelt, welche die Grafschaften gegenwärtig für 
die Verwal tun gs angelegen hei ten haben, indem die Friedens- 
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richter mit ihrer richterlichen Gewalt sehr ausgedehnte Ad- 
minis trati vbelugnisse verbinden. Das Collegium der Friedens- 
richter führt die obere Aufsicht über das Polizeiwesen, die 
Gefängnisse, die Irrenanstalten, das Wegebauwesen 
— überhaupt mit einigen Ausnahmen , über die Verwaltung der 
Gemeindeangelegenheiten, so wie nach Gesetz und Her- 
kommen eine solche Aufsicht in England überhaupt stattfindet '). 

Die Friedensrichter wurden ferner schon im 16. Jahrhundert 
ermächtigt, die Erhebung und Verwendung der Mittel zu be- 
schliessen, welche zur Erfüllung der ihnen übertragenen Ob- 
liegenheiten erforderlich waren, und zu dem Ende eine Graf- 
schaftssteuer auszuschreiben. So wurde die Grafschaft in 
dem Maasse, als man dem Collegium der Friedensrichter Ver- 
wallungsbefugnisse übertrug , ein Verband zur Tragung von 
Communallasten, insbesondere solcher, die aus der Ge- 
richts- und Polizeiverwaltung entsprangen. 

Die Hundreds waren Unterabtheilungen der Grafschaften 
für die Zwecke der Gerichts- wie der Polizeiverwaltung. Indess 
ist das Gericht des ihnen vorgesetzten BailifF oder Ober-Conslabler 
(High Conslable) ausser Gebrauch gekommen, und derselbe 
gegenwärtig nur ein Organ der Friedensrichter für Verwaltungs- 
und polizeiliche Zwecke. Zu Verbänden für Tragung gemeinsamer 
Lasten haben sich die Hundreds, soviel ich finde, nicht entwickelt. 

Das Kirchspiel ist erst seit dem 16ten Jahrhundert zu 
einem politischen Gemeindeverbande ausgebildet worden, 
und zwar dadurch, dass im Laufe desselben die ursprünglich der 
Kirche obliegende Pflicht, die Armen zu unterstützen, zu 
einer bürgerlichen Last umgestempelt wurde. Durch das 
berühmte Edict Elisabeths vom Jahre 1601, (43 Elisab. Cap. 2 
An Act for the Relief of the Poor), welches als die Frucht 
und der Abschluss der gesetzgeberischen Thätigkeit des vorher- 



1) Bei dem Armenwesen ist wie bekannt, im Jahre 1834 die obere 
Aufsicht in die Hände einer besonders dazu organisirten Centralbehörde 
(Poor Law Board) gelegt. Die Friedensrichter sind indess immer noch ex 
officio Mitglieder der Bezirksarmenralhe (Board» of Guardian») und sind 
daher auch diesem Zweige der Gemeindeverwaltung keinesweges ganz ent- 
fremdet. 
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gehenden Jahrhunderts zu betrachten ist, wurde das Kirchspiel 
ein Armenverband im gesetzlichen Sinne. Den Armen- 
vätern Coverseers) wurde die Pflicht auferlegt, die Hilfsbedürf- 
tigen des Kirchspieles zu unterstützen und soweit sie arbeitsfähig 
waren, zu beschäftigen. Zugleich wurde denselben die ent- 
sprechende Befugniss ertheilt, zur Beschaffung der erforderlichen 
Mittel eine Armensteuer auszuschreiben. Da die Armenpflege 
sehr bald die bei weitem wichtigste Gemeindelast wurde, und 
man daher der Ausbildung der Armensteuer, wie begreiflich, die 
meiste Sorgfalt widmete, wurde die Armensleuer nach und nach 
benutzt, um die Mittel für eine Menge anderer Gemeindebedürfnisse 
zu beschaffen. So ist das Kirchspiel nach der Grafschaft die zweite 
Hauptgrundlage für Verbände zur Tragung gemeinsamer Lasten 
geworden. 

Die Zahl der Kirchspiele in England und Wales wird 
auf 15,535 angegeben, so dass bei einer Flächenausdehnung 
dieser Länder von 2742 Q.M. etwa ö'/s Kirchspiele auf eine 
geographische Quadratmeile kommen. Da die Bevölkerung von 
England und Wales 1851 rund 18 Mill. Ew. betrug, ergiebt sich 
für e i n Kirchspiel eine durchschnittliche Bevölkerung von c. 11 80 Ew. 
Doch ist die Bevölkerung der Kirchspiele sehr verschieden. 
Während es städtische Kirchspiele giebt, die über 20,000 und 
selbst bis 100,000 Ew. zählen, belauft sich die Bevölkerung von 
c. 12,000 ländlichen auf weniger als 800 und bisweilen bleibt 
sie unter 300 Einwohnern '). Es erhellt hieraus, dass die Kräfte 
der einzelnen Kirchspiele der Begel nach für sich allein 
weder in materieller noch in geistiger Beziehung sehr 
bedeutend sind. 

Als daher (im Jahre 1834) durchgreifende Reformen bei 
der Verwaltung der Armenpflege unumgänglich wurden und man 
sowohl die Bildung angesehener Behörden als die Errichtung 
umfangreicher Arbeitshäuser für unentbehrlich erkannte, wurde 
es unvermeidlich, zu diesem Zwecke mehrere Kirchspiele 
zu vereinigen. 

1) Siehe George Coode'a Report on the Law ofSelllemem and Removal 
of Ihe I'oor p. 63 u. 90 und vergleiche Pashley PauperUm and Poor- 
laws, Appendix p. 389. 397. 
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So entstanden die Sammtgemeinden (Unions), welche 
gegenwärtig die dritte Hauplclasse von Verbänden bilden, die in dem 
englischen Comniunalwesen von allgemeiner und durchgreifender 
Bedeutung sind. Bis zum Jahre 1851 sind deren 608 aus 13,937 
Kirchspielen mit einer Bevölkerung von 16,137,000 Einwohnern 
geschaffen worden, so dass eine Sammlgemeinde im Durchschnitt 
aus 23 Kirchspielen zusammengesetzt ist und c. 26,500 Einw. zählt '). 
Der vornehmste Zweck bei Errichtung der Sammtgemeinden war, 
wie bemerkt, die geistigen Kräfte zur Bildung einsichtsvoller 
Armenräthe (Boards of Guardians) und die Mittel 
zum Bau von Arbeitshäusern (Workhouses) zu gewinnen. 
Doch sind die Sammtgemeinden , nachdem sie einmal organisirt 
waren, noch vielfach zu anderen gemeinsamen Zwecken — z. B. 
zur Besoldung gemeinsamer Beamten für mehrere Kirchspiele be- 
nutzt worden. Von vielen Seiten werden Vorschläge gemacht, 
den Sammtgemeinden allmählig einen immer grösseren Theil der 
bis dahin von den Kirchspielen getragenen Last, insbesondere 
bei der Armenpflege aufzuerlegen. Doch wird diese Richtung 
von andern Männern auf das lebhafteste bekämpft und die selbst- 
ständige Bedeutung der Kirchspiele verfochten, worüber wir unten 
noch einige Bemerkungen zu machen Gelegenheit haben werden. 
Bis jetzt hat die Bildung der Sammtgemeinden sich in keiner 
Weise als mit der Selbstständigkeit der Kirchspiele un- 
vereinbar erwiesen, vielmehr ist dadurch die Erhaltung 
derselben innerhalb angemessener Grenzen ohne Gefahr und 
selbst zum wesentlichen Vortheil der öffentlichen Interessen allein 
möglich gemacht. 

Es ist schon angedeutet, dass die drei ebengenannten Haupt- 
stufen der Communalverbände, das Kirchspiel, die Samml- 
gemeinde (Union) und die Grafschaft nicht ausschliesslich 
noch in ganz gleichförmiger Weise zur gemeinsamen Uebernahme 
öffentlicher Lasten benutzt werden. Vielmehr haben sich nach 
der Natur des Bedürfnisses, nach dem Herkommen und der Ent- 
scheidung der betreffenden Behörden vielfach noch andere Ver- 

1) Siehe 5th Report of the Poor Law Board 1852. p. 84 u. 108. 
Seitdem sind noch einige (15—17) neue Sammtgemeinden gebildet worden. 
Vgl. 6lh Report of the Poor Law Board 1853. p. 189. 
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bände gestaltet. Doch dienen die genannten drei dann für diese 
weiteren Verbände in der einen oder andern Weise — mindestens 
bei der Erhebung von Geldmitteln zu Stützpunkten. 
Diess wird sich deutlicher erkennen lassen, wenn wir auseinander- 
setzen, in welcher Weise die Hauptgegenstände der Com- 
munal Verwaltung, nämlich die Armenlast, die Kosten der 
Polizeiverwaltung und die Wegebauten, auf die ver- 
schiedenen Verbände vertheilt sind. 

IT. Vertheilnng der vornehmsten Gemeindelasten auf die ver- 
schiedenen Communalverbände. 

Die wichtigste unter allen Gemeindelasten ist in England 
schon seit langer Zeit 

1. Die Armenlast. 

Sobald die Gesetze die Unterstützung der Hilfsbedürftigen 
für eine bürgerliche Pflicht erklärt haben, entsteht die Frage, 
wer die Kosten der Armenpflege zu tragen habe und 
wie dieselben zu vertheilen seien. Diese Frage ist unter 
allen Umständen eine höchst schwierige; Man muss sogar sagen, 
dass ihre befriedigende Beantwortung niemals gelingen 
kann. Denn die Aufgabe ist mit dem innern Widerspruch be- 
haftet, dass die Uebung einer religiösen, ihrer Natur nach 
freien Pflicht — der Mildthätigkeit — zu einer recht- 
lichen, daher nach äusseren Merkmalen zu beurtheilenden Ver- 
bindlichkeit gestempelt wird , für deren Erfüllung man durch 
Zwangsmittel Sorge tragen will. Dennoch ist es kein Zufall 
und kein willkührlicher Missgriff eines oder einiger Staatsmänner 
gewesen, welcher dieses unlösbare Problem dem Scharfsinne der 
gegenwärtigen Zeit vermacht hat. Diese Aufgabe ist vielmehr 
die Folge einer allgemeinen schweren Verschuldung aller christ- 
lichen Völker, deren Milderung der Staat zwar mit mehr oder 
weniger Umsicht und Energie und dem entsprechend mit grösserem 
oder geringerem theilweisen Erfolge in Angriff nehmen kann und 
selbst muss, ohne dass es jedoch in seiner Macht stünde, die 
tiefliegende Ursache der Uebel, welche seine Wohlfahrt be- 
drohen und nach jedem Reformversuch von neuem emporwuchern, 
zu beheben. 
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Davon giebt die Geschichte und die gegenwärtige Verfassung 
der englischen Armenpflege sprechende Zeugnisse. 

Die Staatsarmenpflege Englands ist das Ergebniss einer hundert- 
jährigen Entwickelung und eine fast unvermeidliche Folge der 
Entartung und des Verfalles der kirchlichen Armenpflege. 
Sie hat die Gesetzgebung fortschreitend in grössere, dem un- 
befangenen Beobachter nur zu auffallende Schwierigkeiten und 
Widersprüche verwickelt , deren Lösung die Weisheit seiner 
Staatsmänner gegenwärtig vergeblich sucht. Dennoch ist die 
Geschichte und die gegenwärtige Verfassung der englischen Armen- 
pflege zugleich ein höchst lehrreiches Beispiel der eben so um- 
sichtigen als energischen Behandlung dieser schwierigen aber 
nicht zu vermeidenden Aufgabe, und des Segens, welcher der 
Pflichttreue und Thatkraft in einem anscheinend vergeblichen 
Kampf, vor der Trägheit und verzagten Schwäche zu Theil wird. 

Die Last der Armenpflege wurde durch die berühmte Acte 
Elisabeths (43. Elisab. Cap. 11. a. 1601) dem Kirchspiele 
auferlegt, weil die Pflicht der Armenuntersliitzung vor dem 
16ten Jahrhundert eine kirchliche gewesen war und erst im 
Laufe dieses Jahrhunderts allmählig, man kann sagen, schritt- 
weise, in eine bürgerliche verwandelt wurde '). Diese Um- 
wandlung war eine Folge der Veränderungen, welche in jener 
Zeit in der Kirche eintraten und der Verbindung, welche der 
Staat mit der Kirche einging. 

Hieraus erklärt sich, dass das Kirchspiel ursprünglich die 
ganze Last allein zu tragen halte, und dass ihm auch noch 
alle aus der Armenpflege entspringenden Kosten anheimfallen, 
insoweit sie nicht durch spätere Gesetze anderen Verbänden aus- 
drücklich übertragen sind. 

Die Verpflichtung der Kirchspiele hat einen unbestimmteren 
Charakter, als dies in Beziehung auf Steuerangelegenheilen sonst 
in England der Fall ist. Sie ist in einem gewissen Sinne und 
fast unvermeidlich unbegrenzt, weil die religiöse Pflicht der 

t) Vergleiche hierüber Pashley Pauperism and Poorlaws, Vhap. V. VI. 
und die Anzeige dieses Werkes, sowie desjenigen von Coode {Report on Ihe Law 
ofSetilement and Removal of ihe Poor) in den Göttinger gelehrten Anzeigen 
1854. Stück 53. S. 523—520. 
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Mildthäligkeit ihrer Nalur nach nicht in äusserliche Grenzen ein- 
geschlossen werden kann. Nach dem rein religiösen Charakter 
dieser Pflicht wäre das Kirchspiel als moralische Person verbunden 
allen Armen, welche sieh innerhalb seiner Grenzen im Zustande 
der Hülfsbedürfligkeil befinden möchten, Unterstützung angedeihcn 
zu lassen, soweit seine Kräfte reichen und nicht andere religiöse 
Rücksichten, wie z. B. die Besorgniss, der sittlichen Besserung 
der Armen Hindernisse zu bereiten, mit Recht entgegentreten 
möchten. Der Grund des Anspruches auf Unterstützung wäre 
dann die Bedürftigkeit, der Grund der Verpflichtung 
die Wahrnehmung dieser Thalsache. Allein so weite Grenzen 
können für eine bürgerliche Last nicht gezogen werden, weil 
die Erfüllung einer gesetzlichen Verbindlichkeit nicht dem freien 
Ermessen des Verpflichteten überlassen bleiben kann und dabei, 
abgesehen von andern Erwägungen, für die vollkommen berech- 
tigte Rücksicht auf das Maass der Kräfte und die eigenen 
Bedürfnisse kein Raum übrig bleibt. 

Es lag daher nahe, dass man eine rechtliche Grundlage 
für die zu einem Gesetz des Staates gewordene Pflicht der Mild- 
thäligkeit und den derselben entsprechenden Anspruch des 
Hülfsbedürfligen suchte und diese in den bürgerlichen Ver- 
hältnissen der Armen zu finden glaubte. Wollte man überhaupt 
die Pflicht eines Ortes vor einem andern zur Ausübung der 
Mildthäligkeit gegen einen bestimmten Armen aussprechen und 
begründen, so konnten diese Gründe nur in den besondern 
Verhältnissen des Armen zu dem Orte, oder in seiner Orts- 
angehörigkeit gefunden werden. So war es natürlich und 
beinahe unvermeidlich, dass man mindestens die Ansprüche auf eine 
dauernde Unterstützung auf diejenigen Armen beschränkte, welche 
als Angehörige (settled) des Kirchspieles zu betrachten wären. 
Unter welchen Umständen und Bedingungen Jemand als ein An- 
gehöriger der Gemeinde zu betrachten sei, also Ansprüche 
auf dauernde Unterstützung im Dürftigkeitsfalle erwerbe, dies 
näher zu bestimmen, wurde nun eine ebenso wichtige als schwierige 
Aufgabe der Gesetzgebung. Die Heimathgesetzgebung 
für Arme ist die natürliche Tochter der ges etzlichenArtnen- 
pflege. 
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Man zog die Grenzen der Pflicht mit grosser Vorsicht und 
entfernte sich von der wahren Natur der Aufgabe — Mild- 
thätigkeit zu üben — möglichst wenig. 

Das Kirchspiel ist n o c h verbunden , allen lhalsächlich 
Hilfsbedürftigen innerhalb seiner Grenzen ohne weitere Rück- 
sicht auf ihre Heimat h Unterstützung zu gewähren. Nur 
darf es, wenn die Unterstützung längere Zeit hindurch er- 
forderlich wird , diese Sorge — nach näherer Bestimmung der 
Gesetze — denj Heimathsorte überweisen '). 

Dennoch entsprangen aus den Bestimmungen der Heimath- 
gesetze Härten, welche dem Geiste der Mildlhätigkeit widersprachen 
und desto auffallender und fühlbarer wurden, je mehr man sie 
zu mildern suchte. Die unzertrennliche Begleiterin der Heimath- 
gesetze, insofern durch dieselben die Unterstützungspflicht in 
gewisse Grenzen eingeschlossen werden soll, ist die Ermäch- 
tigung der Kirchspiele, Arme, welche keine Heimathsrechte da- 
selbst erworben haben, auszuweisen [to remove). Je sorg- 
fältiger die Gesetzgebung bemüht war, einem Missbrauch dieser 
Befugniss vorzubeugen , desto eifriger wurden die Kirchspiele in 
der Benutzung eines Rechtes, dessen Anwendung den Hülfsbe- 
dürftigen stets sehr empfindlich traf. Dazu wurden die Heimath- 
gesetze noch von einer andern Seite her für die arbeitenden 
Classen verderblich. In unmittelbarer Folge derselben wurde es 
das Bestreben der Kirchspiele, die Erwerbung der Heimaths- 
rechte den Personen, von welchen sie dereinst Ansprüche auf 
Unterstützung besorgten, (ß. h. den arbeitenden Classen) soviel 
als möglich zu erschweren, und sie daher nicht in Verhält- 
nisse treten zu lassen, welche ihnen nach der Bestimmung der 
Gesetze Heimathsrechte gewährt hätten. Die Erfahrung lehrte, 
dass jede Bemühung der Gesetzgebung, den arbeitenden Classen 
die Erwerbung einer neuen Heimath zu erleichtern, zu ihrem 
Nachtheil ausschlug, statt ihnen eine Wohlthat zu erweisen. 
Nachdem man indess demzufolge die Heimathgesetze allmählig 

1) Die Kosten der Unterstützung bis zu dem Augenblick, in welchem 
der Arme seinem Heimathsorte übergeben ist, einschliesslich der Transport- 
kosten dahin fallen noch dem Kirchspiele zur Last , in welchem derselbe 
hilfsbedürftig gefunden wurde, d.h. den Anspruch auf Unterstützung macht. 
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dahin verändert halte, dass die arbeitenden Classen fast nur 
noch durch ihre Geburt Heimathsrechte erwarben, bestand für 
Arbeiler, welche nicht in ihrem Geburtsorte geblieben waren, 
meistens kein innerer Zusammenhang mehr zwischen ihrem ge- 
setzlichen Heimathsorte und ihren factischen Lebensver- 
hältnissen, so dass im Falle ihrer Hülfsbedürftigkeit sowohl 
die Armen durch die Ausweisung aus ihrem Aufenthalts- 
orte auf das härteste getroffen, als auch ihr Heimathsort häufig 
mit der Sorge für eine Familie beladen wurde, welche demselben 
nach allen bürgerlichen Beziehungen völlig fremd war '). 

Die Unnatur eines solchen Verhältnisses wurde zuletzt so 
einleuchtend, dass man unlängst eine Verbesserung desselben 
versucht und die Ausweisung aller Hülfsbedürftigen untersagt hat, 
welche 5 Jahre hinter einander in demselben Orte sich aufge- 
halten haben , ohne eine Unterstützung nachzusuchen. Wenn 
indess dadurch auch die Zahl der vorkommenden Ausweisungen 
zunächst practisch vermindert und für viele ländliche Kirchspiele 
eine Erleichterung herbeigeführt wurde, so ist doch ein innerer 
Zusammenhang zwischen der Pflicht des Kirchspieles und den 
Verhältnissen des Armen dadurch nicht hergestellt, die Härte 
der noch vorkommenden Ausweisungsfälle nicht vermindert, und 
die Freiheit der Bewegung für die Arbeiter durch die Besorgniss, 
der Gunst des Gesetzes verlustig zu gehen , auf eine oft höchst 
nachtheilige Weise beschränkt worden. 

Daher ist auch die Ansicht in England sehr verbreitet, man 
solle den Versuch, den Anspruch auf Unterstützung an gewisse 
bürgerliche Verhältnisse zu knüpfen, gänzlich aufgeben oder 
mit andern Worten, die Heimat hgesetze mit dem Aus Wei- 
sungsrecht beseitigen und der .Armenpflege den ihr zu- 
kommenden Charakter der M i 1 d t h ä t i g k e i t ganz wiedergeben *). 

Dies wäre ohne Zweifel die richtige Lösung, wenn die 
Beschaffung der nöthigen Mittel keine Schwierigkeiten 
darböte und nicht die Frage zu beantworten wäre, mit welchem 



1) Vergleiche die Anzeige von Coode't Report etc. in den Göttinger 
gelehrten Anzeigen 1854 S. 530—35. 

2) Pathley 1. c. p. 303 ff. Coode 1. c. p. 43—124. Vgl. die Anzeige 
beider Werke in den Göttinger gelehrten Anzeigen 1854 S. 510 ff. und 536 ff. 
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Rechte der Staat die Pflicht, gegen gewisse Arme mildthätig 
zu sein, bestimmten Kirchspielen auferlegt. Die Schwierig- 
keilen eben dieser Frage hallen den Erlass der Heimaihgesetze 
veranlasst, wenn es schon nicht gelungen war, dieselben dadurch 
wirklich zu lösen. Diess wurde noch von einer andern Seite her 
offenbar. 

Unerachtet der Schranken , welche man durch die Heimath- 
geselze für die Verpflichtung eines Kirchspieles zu ziehen bemüht 
war, blieb die Last doch nach einer Richtung hin eine un- 
begrenzte. Das Kirchspiel hat nach dem Gesetz dieselbe zu 
tragen, die Zahl seiner Armen mag noch so gross, die der 
wohlhabenden Einsassen noch so gering sein. Allerdings hatte 
die Acte Elisabeths die Gefahr, dass die Last hiernach für ein- 
zelne Kirchspiele eine erdrückende weiden könne, nicht ausser 
Acht gelassen. Vielmehr ist durch dieselbe (§. 2) den Friedens- 
richtern die Vollmacht ertheilt, in solchem Falle benachbarte 
Kirchspiele zur Theilnahme heranzuziehen, ider ihnen eine Hülfs- 
steuer aufzuerlegen (rate in aid). Dem Wortlaut der Gesetze 
nach besieht diese Befugniss hoch heule; dieselbe ist indess zu 
keiner practischen Bedeutung gelangt, wahrscheinlich wegen 
der Unbestimmtheit dieser Vollmacht, und der Schwierigkeit, 
davon Gebrauch zu machen , ohne sich dem Vorwurf der Will- 
kühr auszusetzen '_). 

In der Acte Elisabeths ist weder gesagt, bis zu welcher 
Grenze die Kräfte eines Kirchspieles in Anspruch genommen 
werden dürfen, noch sind Gesichtspunkte aufgestellt, nach welchen 
die subsidiäre Verpflichtung der benachbarten Kirchspiele beurtheilt 
und bemessen werden könnte. Auch in neuerer Zeil ist man 
nicht bestrebt gewesen, diese Lücken des Gesetzes zu ergänzen 
und dadurch die Befugniss , eine Hülfssleucr auszuschreiben , zu 
einer practischen zu machen. Ohne Zweifel, weil es dann 
nöthig wäre, genügende Gründe für die nähere Bestimmung 

1) Es ist ganz vor Kurzem noch ein Fall vorgekommen , ' in welchem 
von dieser Befugniss , anderen Kirchspielen eine Hülfssteuer aufzuerlegen, 
Gebrauch gemacht ist. Indess wurde dies als eine Ungehörigkeit an- 
gesehen, deren Wiederholung man durch eine Aenderung der Ge'setze zu 
vermeiden habe. Vgl. Report on Parochial Asseismml». EvidenceQ. 3J2— 327. 
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dieser Befugniss und die festzustellende Verpflichtung der be- 
nachbarten Kirchspiele anzugeben. Begiebt man sich indess einmal 
auf das Gebiet der Untersuchung des Grundes der Verpflichtung 
zur Unterstützung, so wird man weiter geführt. Aus der 
Frage, ob nicht ein oder mehrere benachbarte Kirchspiele zur 
Hülfssteuer für ein armes Kirchspiel herangezogen werden könnten, 
entwickelt sich die viel umfassendere, ob der Staat überhaupt 
berechtigt ist, die Pflicht der Armenunterslützung dem Kirch- 
spiel in einer Weise aufzuerlegen, dass dadurch ein Kirch- 
spiel vor einem andern und ein Einwohner desselben 
gegen einen andern schwerer belastet wird. 

Diese Frage hat in dem gegenwärtigen Jahrhundert prac tisch 
die grösste Bedeutung erlangt. Denn da man , wie angedeutet, 
jedem Kirchspiel ohne Rücksicht auf seine Wohlhabenheitsver- 
hältnisse überliess für seine Armen allein zu sorgen, hat sich 
die Last in den verschiedenen Kirchspielen sehr ungleich ent- 
wickelt, und ist in einigen sehr unerheblich geblieben, während 
sie in andern eine drückende Höhe erreicht hat '). Auch die 
Entwickelung der Principien nöthigt gegenwärtig zu einer 
Entscheidung. Denn nachdem man die Heimathgesetze so um- 
gestaltet hat, dass sie einer innem Begründung fast ganz ent- 
behren, und desswegen ernstlich den Plan gefasst hat, sie gänzlich 
aufzuheben, kann man eine Vertheilung der Last, welche we- 
sentlich auf die Heimathgesetze gegründet ist, und sich unter 
ihrem Einfluss entwickelt hat , nicht unverändert beibehalten 2 ). 

1) Nach einer auf amtlichen Nachrichten beruhenden Zusammenstellung 
betrug die Armensteuer im Jahre 1847 unter 13,304 Kirchspielen 

in 107 Kirchspiejen unter 1 d. pr. I. oder unter '/2% des Katastralertrages 
in 1517 „ zwischen 1 d. — 6 d. pr. I. od. '/ 2 % — 2'/2°/o „ 

in 9728 „ „ 6 d. - 2 *. 6 d. „ „ 2'/2% - 12'/2 /o „ 

in 1807 „ „ 2 *. 6 d. - 5 *. „ ,, 12'/2°/o — 25 °/o „ 

in 145 „ „ 5 *. — 14 ». „ „ 25 »/o - 70 o/o „ 

Auch in den verschiedenen Kirchspielen derselben Stadt ist die Un- 
gleichheit oft sehr auffallend. In den verschiedenen Kirchspielen Londons 
variirt die Steuer z. B. von 3 d. bis zu 8 ». auf das Pfund d. i. von V* bis 
40°/ o . Vgl. Report on Parochial Assessmenls. p. 168, Q. 1115 und Q. 729. 

2) Vergl. die Anzeige PasMey's etc. in den Göttinger gelehrten Anzeigen 
1854 S. 512 ff. 
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Diese Angelegenheit beschäftigt gegenwärtig in der That 
die Staatsmänner, sowie die öffentliche Meinung in England auf 
das Lebhafteste. Die allein folgerichtige Lösung des Problems, 
sobald man einmal dahin gelangt ist, mit Aufhebung der Heimath- 
gesetze jede Wurzel für eine Localisirung der Unterstützungs- 
pflicht abzuschneiden , und dieselbe für eine allgemeine zu er- 
klären (was sie ihrer wahren Beschaffenheit nach allerdings ist, 
ohne jedoch rechtlicher Natur zu sein), wäre, die Armen- 
pflege zu einer Nationallast zu erklären, wie auch von ver- 
schiedenen Seiten mit mehr oder weniger Entschiedenheit vor- 
geschlagen wird. Dazu zu schreiten , hält indess bis jetzt die 
begründete Besorgniss ab, die Bürde dadurch bis zum Un- 
erschwinglichen zu steigern und zugleich die demoralisi- 
renden Wirkungen, welche von der gesetzlichen Armenpflege 
unzertrennlich sind, auf die gefährlichste Weise zu verstärken '). 

So ist es in England offenbar geworden , dass der Staat 
auf dem Gebiet der (gesetzlichen) Armenpflege nicht vor- 
dringen kann, ohne der Scylla zu verfallen, wenn er die Charybdis 
vermeiden will. 

Indess liefert England auf der andern Seite auch den Beweis, 
wie der Staat sich auf diesem klippenvollen, indess nicht zu 
vermeidenden Meere mit Geschicklichkeit und Energie bewegen 
und — bis die Stunde der Erlösung nahet, — mit der Auf- 
opferung einiger Mannschaften das ganze Schiff vor dem un- 
mittelbaren Verderben bewahren kann. 

Die Armenpflege hat nicht bloss den Charakter der Mild- 
thätigkeit, und auch den wirklich religiösen Theil der Aufgabe 
der Kirche abzunehmen, ist der Staat nicht durch muthwillige 
Usurpation bewogen worden. Schon Jahrhunderte vor der Re- 
formation bestimmten ihn p 1 i z e i 1 i c h e Rücksichten, Maassregeln 
zur Unterdrückung des Bettels, der Arbeitsscheu und des müssigen 
Umhertreibens zu ergreifen *). In neuerer Zeit hat er dazu die 
Noth wendigkeit erkannt, den Gefahren vorzubeugen, welche der 

1) Vergleiche darüber die Ansichten von Cornewall Lewis Report oh 
Parochial Assessments, Evidence Q. 2357 ff. und die Alfred Austin' s. Gott 
gel. Anzeigen 1854 S. 537. 

2) Vgl. PasMey 1. c. Chapt. V. 

ZeiUchr. für SuaUw. 1855. ls Heft. 3 
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öffentlichen Bnhe und Ordnung aus dem zeitweiligen Mangel an 
Erwerb für arbeitsfähige Personen erwachsen. Diesen Auf- 
gaben zu genügen, ist gegenwärtig ein wesentlicher Theil der 
Armenpflege. Die Ausübung der Pflicht der Mildth ätigkeit 
zu übernehmen, bestimmte den Staat das Unvermögen der Kirche 
im 16ten Jahrhundert dieser Aufgabe zu genügen, die Einziehung 
eines grossen Theiles ihrer Güter und die offenkundige Thatsache, 
dass die Gefahren, welche der Gesellschaft aus der Arbeitsscheu 
und Erwerblosigkeit vieler ihrer Mitglieder erwachsen, durch 
eine ungeregelte, nachlässige, oder auch von falschen Gesichts- 
punkten geleitete Armenpflege wesentlich erhöht werden. Nach- 
dem einmal der Staat die Regelung der Mildlhätigkeit in seine 
Hand genommen hatte, war es unzweifelhaft seine Pflicht, für 
eine zweckmässige Verwendung der dazu erhobenen Mittel 
sowie für angemessene Einrichtungen zur Unterdrückung des 
Bettels , Bekämpfung der Arbeitsscheu und Beschäftigung der 
arbeitsfähigen erwerblosen Personen zu sorgen. Seine Be- 
fugniss, zu letzteren Zwecken Steuern auszuschreiben und 
Verbände zu errichten, wie die Lösung dieser Aufgabe sie er- 
fordern mochte, konnte nicht bestritten werden. 

Eben dieses sind die Standpunkte, von denen aus der Staat 
in England seine Aufgabe vorzugsweise mit Kraft, Geschick und 
unbestreitbarem Erfolge angegriffen hat. 

Schon die Acte Elisabeths ist mindestens zum grossen Theil 
polizeilicher Natur, indem sie bestimmt, dass alle mittellosen, 
unbeschäftigten und dabei leistungsfähigen Personen zur Arbeit 
angehalten werden sollen (sei (o work), um damit ihren 
Lebensunterhalt zu verdienen. 

Die neuern Reformen der englischen Armengesetzgebung 
sind vorzugsweise als eine weitere Ausbildung dieser Be- 
stimmung der Acte Elisabeths anzusehen. Es kam vor allem 
darauf an, die Missbrauche bei Unterstützung der arbeits- 
fähigen Armen zu beseitigen und für eine treue und ein- 
sichtige Verwendung der erhobenen Gelder zu sorgen. Zu dem 
Ende wurden die Sammtgemeinden (Unions) gebildet. Auf 
der einen Seite dienten sie dazu, die geistigen Kräfte zur 
Bestellung achtbarer Behörden aus den Einsassen zu gewinnen 
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und sonach locale Organe (Boards of Guardians') zu gestalten, 
von denen man bei der Verwaltung der Armenpflege die Ein- 
haltung gewisser Gesichtspunkte erwarten konnte. Auf der andern 
konnte man vermöge derselben die materiellen Mittel be- 
schaffen, um die Beamten zu besolden, und die Anstalten 
zu errichten, welche man zur Sicherstellung der polizeilichen 
Zwecke der Armenpflege für unerlässlich erkannt hatte. Dahin 
gehörten vor allen Dingen die Arbeitshäuser, welche sowohl 
dazu dienen , zu prüfen , ob Jemand wirklich hilfsbedürftig ist 
(workhouse fest), als auch dazu, arbeitsfähigen Armen Unterhalt 
gegen Beschäftigung zu gewähren '). 

Die Sicherstellung so wesentlicher Interessen hat man in 
England bei aller Vorliebe für die Selbstständigkeit der Gemeinden 
dennoch nicht geglaubt, von deren Einsicht und Bereitwilligkeit 
abhängig machen zu dürfen. Die Bildung der S a m m t g e- 
meinden sowie die Aufsicht darüber, dass bei der Ver- 
waltung des Armenwesens die von dem Gesetz festgestellten 
Grundsätze eingehalten werden, steht vielmehr der 1834 ein- 
gesetzten Centralarmenbehörde zu. Dieselbe hat auch 
im Einverständniss mit den neu gebildeten Armenräthen der 
Sammtgemeinden die Erbauung von Arbeitshäusern zu be- 
schliessen und kann die Erweiterung oder Veränderung der 
vorhandenen auch ohne die Zustimmung des Armenrathes an- 
ordnen 2 }. 

Im übrigen hat man die bestehenden Verhältnisse und die 



1) Die Arbeitshäuser sind gegenwärtig zugleich Hospitäler für alters- 
schwache oder sonst gebrechliche und daher arbeitsunfähige Personen; 
ferner Krankenhäuser für arme Kranke; Erziehungsanstalten für arme Kinder 
n. dgl. m. Sie sollen mit andern Worten auch den mildthätigen Zwecken 
der Armenpflege dienen. Gerade dieses macht ihre Verwaltung schwierig, 
und setzt dieselbe Vorwürfen aus, weil die Grundsätze ihrer polizeilichen 
Bestimmung mit denen der Mild t hat igkeit oft in Conflict gerathen. In- 
soweit die Arbeitshäuser für polizeiliche Zwecke — für die Prüfifng 
der Hülfsbedürftigkeit und die Beschäftigung arbeitsfähiger Personen 
— gebraucht werden, ist ihr Nutzen, ja ihre ünentbehrlichkeit unzweifelhaft. 
Vgl. Pathley Pauperism and Poor law» p. 364 ff. 

2) 4 * 5 William IV. Cap. 70. §. 26 u. $. 23. 

3* 
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Selbstständigkeit der Kirchspiele so wenig angelastet, als 
möglich. 

Die Sammlgemeinden hatten zunächst nur die Kosten der 
Errichtung und Unterhaltung der Arbeitshäuser, d. h. der Gebäude 
und ihrer Einrichtung, sowie die Besoldung der gemeinsamen 
Beamten zu tragen, die sogenannten establishment charges. Die 
Kosten für den Unterhalt der hülfsbedürftigen Personen halten 
nach wie vor die Kirchspiele aufzubringen, dieselben mochten 
nun in die Arbeitshäuser aufgenommen sein, oder ausserhalb 
derselben unterstützt werden. Hierin ist in jüngster Zeit insofern 
eine Aenderung eingetreten, als die Unterstützung der Armen, 
welche wegen eines fünfjährigen Aufenthaltes nicht mehr aus- 
gewiesen werden können, ohne jedoch Heimathsrechte erworben 
zu haben (irremoveable , yet non settled) , der Sammtgemeinde 
übertragen ist. 

Auch in Beziehung auf die Vertheilung der von der Sammt- 
gemeinde zu tragenden Kosten auf die einzelnen Kirchspiele hat 
man sich möglichst nahe an das historische Princip angeschlossen. 
Dieselbe geschieht nämlich nicht, wie wir vermulhen würden, 
nach der Steuer fähig keil der Kirchspiele, sondern nach dem 
Verhältniss ihres bisherigen Aufwandes für die Armenpflege. 
Der Gesichtspunkt ist, dass jedes Kirchspiel der gemeinsamen 
Anstalten (wie des Arbeitshauses u. s. w.) um so mehr bedürfe, 
je mehr Arme es habe '). 

Aehnlich wie die Erbauung und Unterhaltung von Arbeits- 
häusern hat man vor nun zehn Jahren (1844) die Einrichtung 



1) Allerdings ist nicht zu übersehen, dass dieser Gesichtspunkt nicht 
mehr passt , um Lasten zu vertheilen , welche nicht durch die Unterhaltung 
von gemeinsamen Anstalten veranlasst werden , sondern der Sammtgemeinde 
nur desswegen auferlegt sind, weil man sie nicht füglich einem einzelnen 
Kirchspiel aufbürden konnte, wie z. B. die Unterstützung der nicht ansässigen, 
jedoch nicht mehr auszuweisenden Armen (irremoveable poor). Hier hat 
das Festhalten an einem historischen Verhältniss, welches hierzu offenbar in 
keiner Beziehung steht, bereits lebhafte und wie wir glauben, begründete 
Beschwerden hervorgerufen. Der innere Widerspruch , an welchem der 
Grundsatz der gesetzlichen Armenpflege überhaupt leidet, kann nicht 
verfehlen , sich auch in den Einzelnheiten des entwickelten Systems geltend 
zu machen. Vgl. Göttinger gel. Anz. 1854 S. 464. 
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von besondern Schulgebäuden zur Erziehung der Armenkinder, 
d. h. solcher, die bereits der öffentlichen Armenpflege anheim- 
gefallen sind, als ein Bediirfniss anerkannt, weil für dieselben 
in den Arbeitshäusern selten genügend gesorgt werden kann. 
Desshalb wurde die Centralarmenbehörde ermächtigt, Armen- 
schulbezirke zu bilden und in denselben Schulgebäude zu 
errichten, in welchen die armen Kinder aufgenommen und unter- 
richtet werden könnten. Die Kosten dieser Anstalten werden 
gleich wie die der Arbeitshäuser, nach dem Durchschnitt des 
bisherigen Aufwandes für die Armenpflege auf die Kirchspiele 
vertheilt '). 

In mehreren (namentlich aufgeführten) grossen Städten darf 
die Centralarmenbehörde ferner die Einrichtung- von Gebäuden 
anordnen, in welchen obdachlose Arme vorläufig unterzubringen 
sind (Asylums), und kann auch zu diesem Zwecke mehrere 
Kirchspiele vereinigen. Die Kosten dieser Anstalten werden auf 
die Kirchspiele abweichend von dem früher angeführten Grund- 
salze, nämlich nach dem Verhältniss des Reinertrages des Grund- 
eigentums vertheilt — offenbar, weil die Sorge für Obdachlose 
als eine neue Verpflichtung erscheint 2 ). 

Ausser dem Kirchspiel und den in neuerer Zeit aus mehreren 
Kirchspielen gebildeten Verbänden trägt auch die Grafschaft 
insofern etwas zu den Kosten der Armenpflege bei, als ihr die 
Errichtung und Unterhaltung von Irr en häusern obliegt. Die 
Kosten für den persönlichen Unterhalt armer Irren sind 
jedoch von den Kirchspielen zu tragen. 

Der Staat endlich übernimmt — ausser freiwilligen Zu- 
schüssen in ausserordentlichen Fällen oder für besondere Zwecke, 
wie z. B. zur Remuneration von Lehrern, Aerzten u. dgl. m. 
— nur die Besoldung der Centralarmenbehörde und der dazu 
gehörenden HUIfsbeamten. 

Aus dem Angeführten wird hinreichend erhellen, dass die 
gesetzgebenden Gewalten Englands auch auf dem Gebiete der 
Armenpflege bei möglichster Schonung althergebrachter Verhält- 



1) 7 & 8 Victor. Cap. 101. §. 40. 47. 

2) 7 dt 8 Victor. Cap. 101. §. 41. 48. 



38 Die Gemeindesteuern 

nisse dennoch nicht versäumt haben , den neu hervortretenden 
Bedürfnissen des öffentlichen Lebens durch umfassende und durch- 
greifende Neugestaltungen nach Kräften zu genügen. Es ist ihnen 
dadurch gelungen, das Elend der Armuth und die Uebel einer 
unvollkommenen Armenpflege, wenn nicht zu beheben, so doch 
zu lindern, die Last der Armenpflege wesentlich zu erleichtern 
und dadurch die immerhin noch fühlbare und ungleich vertheille 
Bürde einstweilen erträglich zumachen: ein Resultat, welches 
im gleichen Maasse erreicht zu haben, man sich auf dem Con- 
tinent nicht rühmen kann '). 

Fassen wir die ebengemachten Anguben über die Vertheilung 
der Armenlasl kurz zusammen, so ergiebt sich, dass dem Kirch- 
spiel unmittelbar die Unterhaltung der in ihm ansässigen (settledj 
Armen anheimfällt, sowie die Unterstützung aller in seinen Grenzen 
befindlichen Armen, die wegen irgend eines Unfalles einer 
vorübergehenden Unterstützung bedürfen (casual poor). 
Ferner liegt ihnen die Besoldung aller nur für das Kirchspiel 
angestellten Beamten ob (insofern deren vorhanden sind), ins- 
besondere der Hülfsarmenväter (assistant overseers). 

Die Kosten der von mehreren Kirchspielen gemeinsam 
zu benutzenden Anstalten, wie der Arbeitshäuser, Armen- 
schulhäuser, Zufluchtsgebäude für Obdachlose, Irrenhäuser, in- 
gleichen die Besoldung von Beamten, welche in mehreren Kirch- 
spielen thätig sind, werden durch Verbände aufgebracht, welche 



1) Die Kosten der Armenpflege betrugen im Jahre 1834 die bedeutende 
Summe von 6,317,000 f. Durch die in diesem Jahre in Angriff genommenen 
und in den folgenden durchgeführten Reformen gelang es, die Ausgabe im 
Jahre 1837 bis auf 4,044,000 l. zu ermässigen. Seitdem stieg die Ausgabe 
indess wieder, zum Theil wohl wegen der Zunahme der Bevölkerung, zum 
grösseren Theil ohne Zweifel, weil die ergriffenen Maassregeln mit der Zeit 
an Kraft und Wirksamkeit verloren , und die nicht ausgerottete Wurzel des 
Uebels neue Keime trieb. Im Jahre 1848 beliefen sich die Kosten bereits 
wieder auf 6,180,000 I. Durch erneuerte Anstrengungen der Gesetzgebung 
welche insbesondere auf indirectem Wege — wie durch Aufhebung der Korn- 
zölle, Beförderung der Auswanderung etc. — den arbeitenden Classen zu 
Hülfe zu kommen sich bemühete, ist es gelungen, die Ausgabe in den letzten 
Jahren (51— 53,) bis auf rund 4,900,000 /. herabzubringen. S. Sixth Report 
of the Poor Law Board (1853) p. 140. Vgl. Gott. gel. Am. 1854 S. 451 ff. 



in England. 39 

nach dem jedesmaligen Bedürfniss gebildet sind und innerhalb 
deren die Kosten nach den besonderen Verhältnissen des Gegen- 
standes verschieden vertheilt werden. Die wichtigsten dieser 
Verbände sind die S a m m t g e m e i n d e n (Unions) , denen die 
Unterhaltung der Arbeitshäuser, der nicht angesessenen, 
jedoch auch nicht mehr auszuweisenden Armen (irre- 
moveable poor) und endlich der meisten besoldeten Beamten 
obliegt. 

Ueber die Summen, welche von den Kirchspielen unmittelbar 
und andrerseits von den verschiedenen Verbänden zur Armen- 
pflege beigesteuert werden, finden sich nur th eil weise An- 
gaben, die wir zur Veranschaulichung der relativen Bedeutung 
der Verbände hier nochmals zusammenstellen, obwohl wir die- 
selben unter einem anderen Gesichtspunkt grösstentheils bereits 
oben mitgetheilt haben. 

Im Jahre 1853 betrugen die Ausgaben nach dem 6ten Be- 
richt der Centralarmenbehörde in runden Summen 

I. des Kirchspieles 

1. Für persönliche Unterstützung der Armen . . . 3,500,000 l. ') 

2. Für verschiedene, nicht besonders 

namhaft gemachte Gegenstände 500,000 „ 2 ) 

zusammen 4,000,000 l. 



1) Die genaue Summe ist nach p. 90 des 6t en Berichtes der Central- 
armenbehörde (Poor Law Board) 3,538,274 l. Darunter sind indess die Kosten 
des Unterhaltes der nicht auszuweisenden Armen (irremoveable poor) 
einbegriffen, welche nicht den Kirchspielen, sondern den Sammt- 
gemeinden anheimfallen. In Ermangelung von Angaben über deren Betrag 
haben wir sie nur, um die Summen zugleich abzurunden, auf 38,274 oder 
rund 40,000 l. angenommen, und diesen Betrag, jedoch mit einem ? ver- 
sehen, zur Andeutung, dass dieses nur eine ganz willkührliche, gewiss weit 
hinter der Wahrheit zurückbleibende Schätzung ist, den Sammtgemeinden 
zugeschrieben. 

2) Der Betrag der vermischten Ausgaben wird p. 90 des erwähnten 
Berichtes auf 606,787 l. angegeben. In dieser Summe sind indess die Aus- 
gaben für Neubau und Verbesserung von Arbeitshäusern, welche nach S. 183 
u. 184 desselben Berichtes sich (1853) auf etwas über 100,000 l. belaufen 
haben, einbegriffen. Da dieselben von den Sammtgemeinden getragen werden, 
sind dieselben hier ausgeschieden und dort mit der runden Summe von 
100,000 l. zugesetzt. 
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II. der Sammtgemeinde 

1. Für Besoldung der Beamten . 600,000 /. ') 

2. Für Tilgung und Verzinsung der zum Bau 

von Arbeitshäusern aufgenommenen Darlehen . . 200,000 „ 

3. Für Neubau und Verbesserung von Arbeitshäusern . 100,000 „ 2 ) 

4. Für den Unterhalt solcher Armen, die nicht 

ausgewiesen werden können . ? (40,000) „ 3 ) 

zusammen 900,000 l. 

III. der andern Verbände 

1. Für Bezirksarmenschulen ? 20,000 l. *) 

2. Für Zufluchtsstätten für Obdachlose ? 

Summa ? 20,000 /. 

IV. der Grafschaft 

Für Irrenhäuser 40 000 l. 5 ) 

V. des Staates 

1. an Zuschüssen für Besoldung von Lehrern und 



1) Die Angaben über die Kosten der Besoldung der Beamten (genau 
596,162 /.) und der Verzinsung und Tilgung der aufgenommenen Darlehen 
(genau 197,839) finden sich in dem schon erwähnten Bericht p. 90. 

2) lieber diese Angabe vergl. S. 39, Anm. 2. In früheren Jahren ist die 
Ausgabe für den Neubau und die Einrichtung von Arbeitshäusern beträchtlicher 
gewesen. In dem ersten Jahre nach Erlass der neuen Armengesetze (1835) 
betrug sie c. 350,000 l.; 1836 — 250,000 f., in den Jahren 1849—52 durch- 
schnittlich rund 150,000 /. Vergl. die Berichte der Armenkomrnissarien aus 
den Jahren 1836 und 37 und das Poor Law Board pro 1849. Appendix 28; 
1850. Append. 30; 1851. App. 26; 1852. App. 26. 

3) Ueber diese nur eine Lücke andeutende Schätzung vergl. S. 39, Anm. 1. 

4) Für Bezirksarmenschulen wurden 1853 nach dem 6ten Bericht des 
Poor Law board S. 184 ausserordentlicher Weise 1684 l. verausgabt, in den 
Jahren 1850 = 29,500 f. 

1851 = 3000 „ 

1852 = 35,600 „ 

vgl. die Berichte pro 1850. App. 30; 1851. App. 26; 1852. App. 26. Wie- 
viel die regelmässigen von den Schulbezirken aufzubringenden Kosten be- 
trugen, finde ich nicht angegeben. Die oben gegebene Zahl ist daher nur 
eine Durchschnittszahl für die ausserordentlichen Verwendungen. 

5) Die Kosten der Irrenhäuser werden einschliesslich der Unterhaltungs- 
kosten für arme Irre im Jahre 1850 auf 178,000 /. angegeben, wozu indess 
die Kirchspiele 138,000 l. zuzuschiessen halten. Vgl. Lewis Finance and 
Trade etc. p. 36. Hiernach bleiben von der Grafschaft aufzubringen c. 40,000 f. 
wie oben angegeben. 
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Lehrerinnen bei den Armenschulen, für Remu- 
nerationen an Aerzte und Rechnungsrevisoren . . 110,000 l. ') 
2. für die Centralarmenbehörde ? 



Summa 110,000 f. 
Totalsumme 5,110,000 l, 

2. Vcrtheilung der Kosten der Polizeiverwaltnng. 

Die zur Erhaltung der Ruhe und Sicherheit im Lande , so- 
wie zur Vollziehung der Befehle der oberen Behörden (ins- 
besondere der Friedensrichter) berufenen Polizeibeamten unter- 
scheiden sich in 3 Classen: 

1. Die allhergebrachten und noch als die ordentlichen oder 
regelmässigen anzusehenden Polizeibehörden sind die Ober- und 
Unter-Cpnstabler (High und Pelly-Conslables), von denen der 
erste über ein Hundred geselzt ist, der zweite ursprünglich 
für ein Zehnt, jetzt für ein Kirchspiel bestellt wird und 
daher nun auch Kirchspiels-Constabler (Parish Constable) heisst. 

Der High - Constable oder Bailiff wird gegenwärtig von 
den Friedensrichtern in den Bezirkssilzungen ernannt und ist im 
Wesentlichen als Beamter zur Vollstreckung ihrer Befehle anzu- 
sehen. Insbesondere beaufsichtigen sie die Brücken, die Wege- 
aufseher, die Veranlager und Einnehmer der Landtaxe; sie er- 
lassen die Befehle zur Ernennung der Armenväter, zur Erhebung 
der Grafschaftssteuern, fertigen die Concessionen für Schenk- 
stätten aus; führen die Geschwornenlisten u. s. w. Genug, sie 
versehen die bei dem Polizeiwesen vorkommenden V er wal- 
tun gs- (Bureau-) Geschäfte. Die Ausübung der Localpolizei 
und Sicherheitspolizei liegt den Unter- oder Kirch- 
spielsconstablern ob, deren Amt und Stellung im Allge- 
meinen der unseres Dorfschulzen entspricht. Die Stellung 
und insbesondere die Ernennung und Remuneration derselben ist 
durch eine vor Kurzem erlassene Acte neu geregelt 2 ). 



1) Diese Angabe bezieht sich genau genommen auf das Jahr 1849 (vgl. 
Report oh Parochial Assessmenls. Evidence Q. 2389). Für das Jahr 1853 
finde ich nur den Staatszuschuss für die Schullehrer mit 22,204 l. angegeben, 
vgl. 6(A Report of the Poor Lato Board p. 178. 

2) 5 * 6 Victor. An Act for the Appointment and Payment of 
Parith Constable». 21. Aug. 1842. 
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Hiernach ist, abgesehen von einigen im Gesetz bezeichneten 
Ausnahmen '), jeder Einsasse in dem Alter zwischen 25 und 55 
Jahren, welcher für den Besitz oder die Benutzung eines Grund- 
stückes von 4 /. oder mehr an jährlichem Pachtertrage besteuert 
ist, in Person oder durch einen Stellvertreter zum Dienst als 
Conslabler verpflichtet. Eine Liste der so verpflichteten und auch 
wegen ihrer Körperbeschaffenheit zum Dienste tauglichen Personen 
wird von den Armenvätern (overseers) des Kirchspieles jährlich 
bei den Friedensrichtern eingereicht, worauf diese aus derselben 
je nach der Grösse und Bevölkerung des Kirchspieles eine An- 
zahl von Einwohnern zu Constablern für das nächste Jahr ernennen. 
Wer einmal den Dienst geleistet hat, kann nicht eher wieder 
dazu herangezogen werden, bis auch alle übrigen dazu Ver- 
pflichteten selbst oder durch Stellvertreter an der Reihe ge- 
wesen sind. 

Die Conslabler erhalten für ihre Dienstleistungen (oder doch 
für einige derselben) eine Gebühr oder Vergütung nach einem 
von den Friedensrichtern unter Genehmigung eines Staatssecretärs 
entworfenen Tarif. Die Vergütung für gewisse Dienstleistungen 
hat die Grafschaft zu tragen ; die übrigen werden aus der Kirch- 
spielscasse (out of the poor's rate) gezahlt. 

Die Einsassen können in der Kirchspielsversammlung be- 
schliessen, besoldete Constabler anzustellen, anstatt den Dienst 
persönlich der Reihe nach zu versehen. Der Betrag der Be- 
soldung wird dann mit Genehmigung der Friedensrichter fest- 
gestellt. Die Ernennung steht den Friedensrichtern zu. 
Die Kosten der besoldeten Kit chspielsconstabler trägt das Kirchspiel. 

Zu bemerken ist noch, dass die Friedensrichter ermächtigt 
sind, zum Zweck der Bestellung von Kirchspielsconstablern, 
Kirchspiele mit einander zu vereinigen, oder ein- 
zelne Theile eines Kirchspieles, sowie auch Orte oder Grund- 
stücke, welche ausserhalb des Kirchspielsverbandes stehen, mit 
einem andern Kirchspiele zu verbinden. Die so ver- 
einigten Bezirke sind dann für die Zwecke der Polizeiver- 

1) Ausgenommen sind z. B. Parlamentsmitglieder, Staats- und Gemeinde- 
beamte, Apotheker etc. ; nicht befähigt zum Dienst Gast- und Schenkwirtho 
und Personen , die wegen eines Verbrechens verurtheilt sind. 
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wallung als ein Kirchspiel anzusehen , und die Einsassen der 
zugelegten Ortschaften gleich denen des Stammkirchspieles in der 
Kirchspielsversammlung stimmfähig. 

2. Neben diesen regelmässigen Polizeibeamten hat schon die 
alte Landesverfassung für die Fälle eines ausserordentlichen 
Bedürfnisses die Berufung aushelfender Kräfte vorgesehen. 
Ist ein Aufruhr oder sonst eine Störung der öffentlichen Ruhe 
und Ordnung zu besorgen, wobei die regelmässigen Kräfte der 
Polizeibehörden nicht ausreichen würden, so sind die Friedens- 
richter ermächtigt, für das Kirchspiel oder den Bezirk, welcher 
in Gefahr ist, aus den Einsassen (welche verpflichtet sind, Con- 
stablerdienst zu leisten), sowie auch aus den übrigen Einwohnern, 
welche sich freiwillig zu solchem Dienst erbieten und dazu ge- 
schickt befunden werden, eine dem Bedürfniss entsprechende An- 
zahl von Personen zu Special-Constablern (Special Con- 
itablers) zu ernennen '). Auf Antrag der Friedensrichter können 
die Minister alle Exemtionen von dem (gewöhnlichen) Constabler- 
dienst aufheben. Das Amt dauert so lange, als die ausserordent- 
lichen Umstände währen , jedoch höchstens 3 Monate "). Die 
Friedensrichter können den Special-Constablern nicht nur Er- 
stattung für etwaige Auslagen, sondern auch eine Entschädigung 
für den Aufwand von Zeit und Mühe bewilligen. In den Städten 
ist diese Entschädigung auf 3'/j «.täglich im Maximum fest- 
gesetzt 3 ). Die Rechte und Pflichten der Special-Constabler sind 
dieselben, wie die der gewöhnlichen Constabler. Die Kosten 
der Bestellung von Special-Constablern, welche abgesehen von 
ihrer Renumeration mit Amtszeichen und erforderlichen Falles mit 



1) Vgl. 1 * 2 William IV. cap. 41. und 5 * 6 William IV. cap. 43. 

2) Die Verpflichtung aller Engländer im Falle des Bedürfnisses Constabler- 
dienste zu leisten, kann der preussischen allgemeinen Wehrpflicht zur Seite 
gestellt werden. In England werden die persönlichen Dienste jedes Einzelnen 
zur Herstellung der inneren Sicherheit, in Freussen zur Vertheidigung gegen 
das Ausland in Anspruch genommen. Wir glauben, dass durch eine ähnliche 
Bestimmung, wie sie in England gilt, das preussisebe Militär vielfach einer 
ihm eigentlich fremden Pflicht, der Erhaltung der inneren Ruhe, überhoben 
werden könnte , zum Gewinn für das Militär wie für das Land, 

3) 5 & 6 William IV. Cap. 76. §. 83. 
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Waffen zu versehen sind, hat die Grafsch aftscasse zu 
tragen '). 

Bei dem steten Fortschritt und der zunehmenden Beweg- 
lichkeit der Bevölkerung , sowie der raschen Entfaltung und 
wachsenden • Verwickelung des Verkehres haben sich die an- 
gegebenen althergebrachten Einrichtungen zur Polizeiverwaltung 
— welche im Wesentlichen darauf beruhen, dass jedes Kirchspiel 
innerhalb seiner Grenzen für die öffentliche Sicherheit Sorge zu 
tragen verpflichtet ist, und zu dem Ende die persönlichen Dienste 
seiner Einwohner in Anspruch nimmt — nicht überall als ge- 
nügend erwiesen. 

Schon seit geraumer Zeit hat sich hier wie auf dem Continent, 
in den grösseren und volkreicheren Orten das Bedürfniss einer 
regelmässig organisirlen , unter einheitlicher Leitung und wirk- 
samer Disciplin stehenden, daher dauernd angestellten, und be- 
soldeten Polizeimannschaft gellend gemacht, um nicht allein des 
Tages für die Aufrechthalluug der Ordnung, sondern auch des 
Nachts für Sicherheit der Person und des Eigentumes Sorge 
zu tragen. Zuerst wurden umfassende Bestimmungen in diesem 
Sinne für die Hauptstadt London erlassen. Darauf ertheilte die 
neue Städteordnung von 1835 (Municipal Corporations Act) 
den damit beliehenen Gemeinheilen das Recht dem erwähnten 
Bedürfnis abzuhelfen — d. h. eine gemeinsame Polizei- 
verwaltung für den ganzen Ort zu organisiren und zu dem 
Ende nach Bedürfniss besoldete Polizeibeamle anzustellen 2 ). 

Allein auch in vielen, nicht unter der neuen Slädteordnung 



1) 1 & 2 Will. IV. cap. 41. §. 13. Doch versteht es sich, dass wenn 
Special-Constabler in den von dem Grafschaftsverbande eximirten Orten — 
wie z. B. in den Städten, welche die neue Städteordnung erhalten haben 
— angestellt werden, die Kosten von diesen Orten allein zu tragen sind. 

2) 5 <fc 6 William IV. An Act to provide for Ihe regulalion of Muni- 
cipal Corporations in England and Wale*, 9/A Sept. 1835. §. 76 und 102. 
Durch spätere Gesetze ist noch näher bestimmt, dass die Kosten der Polizei- 
(und Wacht-) Mannschaften, insofern sie nicht aus dem Stadtvermögen be- 
stritten werden können, durch eine besondere Steuer '(waten rate) aufzu- 
bringen sind,, zu der die Tbeile der Stadt, welche zur Zeit noch nicht be- 
wacht sind, auch nicht herangezogen werden dürfen. Vgl. 2 & 3 Victor. Cap. 
28 und 3 & 4 Viel. c. 28. 
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begriffenen Ortschaften und in ausgedehnten ländlichen Bezirken 
machte sich dasselbe Bedürfniss fühlbar, dem im Jahre 1839 
durch die Acte über die Anstellung von 

3. Grafschafts- und Bezirks-Constablern abge- 
holfen ist '). 

Hiernach sind die Friedensrichter einer Grafschaft ermächtigt, 
in ihren Vierteljahrssitzungen mit Genehmigung eines der Staats- 
secreläre, an den vorher ein ausführlicher Bericht über das Be- 
dürfniss, die Zahl der anzustellenden Constabler, die Kosten u. s. w. 
zu erstatten ist, die Errichtung eines stehenden Constabler- 
Corps unter einem Hauplmanne QChief-Constabler) und mit so 
vielen Wachtmeistern (Superinlendenls), Unteroffizieren und ge- 
meinen Constablers, als sie für nöthig finden, für die Grafschaft 
oder einen Theil, welcher jedoch mindestens 25,000 Einwohner 
zählen muss und dann als ein besonderer Pol iz ei verband zu 
betrachten ist, zu beschliessen. 

Ueber die Besoldung, Bewaffnung und Disciplin dieser 
Polizeimannschaften erlässt der Minister aligemeine Anweisungen. 
Die Friedensrichter ernennen mit Genehmigung des Ministers den 
Hauptmann und bestimmen, wie viele Wachtmeister, Unter- 
offiziere, Gemeine u. s. w. angestellt werden sollen. Die Er- 
nennung Cund Entlassung) der ihm untergebenen Constabler steht 
dagegen dem Haupt manne unter Genehmigung der Friedens- 
richter zu. Die Kosten der ganzen Einrichtung werden durch 
eine besondere, von dem Grundeigentum nach dessen Pacht- 
ertrage zu erhebenden Steuer (police rate) aufgebracht 2 ). 

Die Zahl der Constabler kann auch innerhalb desselben 
Polizeiverbandes nach dem Bedürfniss der Gegend verschieden 
bestimmt werden, so dass der Polizeiverband dann in mehrere 
besondere Bezirke zerfällt. Doch sollen überall auf 100 Ein- 
wohner nicht mehr als 1 Constabler angestellt werden. Ist die 
Zahl der Constabler innerhalb des Polizeiverbandes nicht über- 
all gleich , so werden die Kosten der Polizeiverwaltung in a 1 1— 

1) 2 & 3 Viel. cap.S'A- An Act for the Establishment of County and 
District Conslables, 27th. Aug. 1839. 

2) 3 & 4 Victor. Cap. 88. An Act to amend ihe Act for the 
Establishment of County and District Constables §. 3. (7 Aug. 1840.) 
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gemeine und besondere getheilt. Zu den besonderen 
(von dem einzelnen Polizeibezirk zu tragenden) Kosten 
gehören die der Besoldung und Bekleidung der gemeinen Conslabler 
und was die Friedensrichter sonst mit Genehmigung des Ministers 
dafür erklären ')• 

Auch ist es einzelnen Orten und selbst Personen gestaltet, 
auf ihre Kosten besondere Conslabler zu unterhalten, welche 
jedoch den allgemeinen Anordnungen in Betreff der Conslabler 
und dem Befehl des Hauptmannes unterworfen sind l ). 

Eine fernere Erleichterung für die zweckmässige Organisation 
und Benutzung des Conslabler-Corps ist dadurch gegeben, dass 
den von der Jurisdiction der Grafschaft eximirten Städten, 
Plätzen oder Bezirken gestattet ist, mit der Grafschaft für die 
Verwaltung der Polizeiangelegenheiten einen Verband einzu- 
gehen. Ingleichen dürfen die Friedensrichter zweier benachbarten 
Grafschaften sich die Polizeiverwaltung in den beiderseitigen 
Enclaven oder sonst von der Grafschaft abgelegenen Bezirken 
gegenseitig zuweisen , daher die Grenzen der Grafschaft für die 
Zwecke der Polizeiverwaltung nach Ermessen reguliren. Ja es 
können ganze Grafschaften sich zur Unterhaltung eines gemein- 
schaftlichen Conslabler-Corps vereinigen 3 ). 

Bis jetzt (1850) sind Constablcr-Corps nach den Bestim- 
mungen der Gesetze vom 27. Aug. 1839 und 7. Aug. 1840 in 
18 Grafschaften und in Theilen von 6 ferneren Grafschaften in 
England und in 5 Grafschaften von Wales mit einer Bevölkerung 
von 5,155,000 Einwohnern (nach der Zählung von 1841) ein- 
gerichtet. 

Rechnet man die Bevölkerung der Hauptstadt London und 
der mit der neuen Städteordnung belichenen Plätze , für welche 
schon durch ältere Gesetze Vorkehrung getroffen war, mit 
4,375,000 Einw. hinzu , so war im Jahr 1850 bereits für den 
grösseren Theil der Bevölkerung von England und Wales (nämlich 
für rund 9,530,000 Einw.) durch die Errichtung einer militärisch 
organisirten Polizeimannschaft Sorge getragen. Es blieb noch 

1) 3 <fc 4 Victor. Cap. 88. §. 27. 28. 

2) 3 4 4 Victor. Cap. 88. §. 19. 

3) 2 & 3 Vict. Cap. 93 f. 1; 3*4 Victor. Cap. 88 §. 2 u. $. 14. 
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eine Bevölkerung von 6,370,000 Einwohnern (nach der Zählung 
von 1841) übrig, für welche das Bedürfniss einer solchen Orga- 
nisation noch nicht empfunden oder doch noch nicht berück- 
sichtigt war '). 

Seit dem Jahre 1850 wird indess diese Einrichtung wohl 
noch weitere Verbreitung gefunden haben. 

Die Unterhaltung der Polizeimannschaften hat im Ganzen 
einen Aufwand von 945,000 l. = 6,300,000 Thlr. erfordert, 
zu welcher Summe der Staat als Zuschuss zur Unterhaltung der 
Polizeimannschaften 

in London 144,000 /. 

die Grafschaften (durch die police rate) . . 265,000 , 

die Städte 211,000 „ 

die Kirchspiele 303,000 „ 

andere Plätze, die ausserhalb des Kirchspiel- 
verbandes stehen 22,000 „ 

Summa 945,000 /. 
beitrugen 2 ). 

Die dritte Last von Erheblichkeit , welche die Localverbände 
zu trägen haben, sind 

3. Die Kosten des Wegebaues. 

Diesen wichtigen Zweig der öffentlichen Verwaltung hat der 
Staat den Localvei bänden gänzlich überlassen. Zum Neu- 

1) Report on the Laie» relating to Parochial Asseasments. Brought 
front the Lords 26. Juli 1850, pag. 318. 

2) Report on Parochial A«segsments etc. pag. 318. Ebendaselbst 
finden sich interessante Angaben über die verschiedene Ausführung des 
Gensd'armerieedicts — wie wir etwa sagen würden — in den verschiedenen 
Grafschaften. In der Grafschaft Rutland war auf eine Bevölkerung von 
21,000 Einw. nur 1 Constabler angestellt, in den Grafschaften Gloucester, 
Warwick, Wilts schon auf 1200 Einw. einer. Die übrigen Grafschaften liegen 
zwischen beiden Verhältnissen. In der Hauptstadt London kommt sogar schon 
auf 423 Einwohner ein Constabler. Die organisirten Constabler-Corps ver- 
ursachten einen Aufwand von 204,000 l. Wäre allgemein ein Constabler 
auf 1200 Einwohner angestellt, so würde der Aufwand auf 720,000 /.ge- 
stiegen sein, und wäre das Gensd'armerieedict auf das ganze Gebiet ausge- 
dehnt, auf welche es gesetzlich Anwendung findet (ausgenommen sind die 
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bau von Strassen sowie zur Unterhaltung der bereits ange- 
legten leistet dieStaatscasse keinen Beitrag. In Beziehung 
auf die Art und Weise, die Mitlei zum Wegebau aufzubringen, 
hat man, wie schon oben bemerkt wurde, zwei Classen von öffent- 
lichen Wegen zu unterscheiden. Die gewöhnlichen Land- 
strassen (Highways) und Chausseen (Turnpike Roads). 

Die Unterhaltung der Landstrassen (Highways) — d. h. 
solcher, deren Benutzung Jedermann freisteht — liegt nach ge- 
meinem Recht den Kirchspielen ob. Doch ist zur Unter- 
haltung bestimmter Wege nach Herkommen oder durch einen 
andern besonderen Rechtstitel häufig auch ein Theil des Kirch- 
spieles, eine Korporation, oder auch eine Privatperson (als 
Grundeigentümer) verpflichtet '). 

Die Unterhaltung der Brücken ist nach gemeinem Recht 
Sache der Grafschaft. Durch neuere Gesetze ist naher be- 
stimmt, was noch zur Unterhaltung der Brücken als solcher zu 
rechnen ist, also der Grafschaft obliegt, was als Wegebau anzu- 
sehen, und daher vom Kirchspiel (oder den sonst speciell Ver- 
pflichtelen) zu übernehmen ist 2 ). 

Ueber die dem Wege zu gebende Breite, über die Auf- 
stellung von Wegweisern, Meilensteinen, Entfernung von Hemm- 
nissen u. s. w. sind in dem Gesetze Vorschriften gegeben; in- 
gleichen enthält dasselbe eine Anzahl polizeilicher Bestimmungen 
für alle welche die Wege benutzen. 

Die unmittelbare Sorge für die Instandhaltung der Wege, 
sowie für die Beobachtung der polizeilichen Vorschriften bei 
Benutzung derselben liegt dem Wegeaufseher (surveyor) 
ob, welchen die Kirchspielsversammlung zu dem Ende jährlich 
wählt. Derselbe ist persönlich dafür verantwortlich , dass die 
Wege sich in dem vom Gesetze vorgeschriebenen Zustand befinden. 



mit der Städteordnung beliehenen Städte und London), so würden die 
Constabler-Corps, nach Maassgabe ihrer gegenwärtigen Kosten einen Auf- 
wand von circa 455,000 l. erfordern. 

1) Die wichtigsten gesetzlichen Bestimmungen aber den Wegebau sind 
in der Acte 5 dt 6 Will. IV. top. 50 {An Act io congolidate and amend the 
liate» relatmg to Highway») zusammengefasst. 

2) 5 4 6 William IV. eap. 50 §. 21. 
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Er ist deswegen auch befugt, die dazu notwendigen Mittel durch 
Ausschreibung einer Wegebausteuer (Highway rate) zu er- 
heben. Der Betrag derselben darf jedoch jährlich die Summe 
von 2 s. 6. d. auf das Pfund nicht übersteigen. 

Der Regel nach ist das Amt des Wegeaufsehers ein un- 
entgeldliches, zu dessen Annahme ein Jeder, der die ge- 
setzliche Befähigung dazu hat, verpflichtet ist. Doch kann die 
Kirchspielsversammlung die Anstellung eines besoldeten 
Wegeaufsehers beschliessen. Ingleichen kann der Wegeaufseher 
mit Zustimmung des Kirchspieles einen Steuer er heb er bestellen, 
dem eine gewisse Vergütung gewährt wird. 

Die Wegeaufseher stehen nach näherer Bestimmung der Ge- 
setze unter der Aufsicht der Friedensrichter. 

Sie legen denselben jährlich Rechnung über ihre Einnahmen 
und Ausgaben, und statten ihnen Bericht über den Zustand der 
Wege ab. 

Die Friedensrichter verhängen die gesetzlichen Strafen über 
die Wegeaufseher, welche ihre Pflicht vernachlässigen, sowie 
über die Contravenienten , welche die Wegeaufseher vor sie 
bringen. Die Friedensrichter entscheiden ausserdem die wichti- 
geren Streitfragen, welche bei Wegebauangelegenheiten entstehen 
können. Sie bestimmen, ob ein Weg zu verbreitern, zu verlegen, 
neu aufzuschütten ist, sie entscheiden bei Wegen, welche die 
Grenze zwischen zwei Kirchspielen bilden, welchen Theil der 
Wegebesserung jeder Theil zu übernehmen hat, sie setzen auf 
dem Wege der Vereinbarung (und wenn diese nicht gelingt, 
durch Berufung eines Geschwornengerichts) die Entschädigung 
fest, welche bei Verbreiterung des Weges u. s. w. dem dadurch 
betroffenen Grundeigentümer zu gewähren ist u. s. f. 

Die meisten dieser Angelegenheiten werden von den Frie- 
densrichtern in den Specialsitzungen (Special sessions) entschieden, 
welche zu diesem Behufe mindestens 8 und höchstens 12mal in 
dem betreffenden Bezirke der Grafschaft (Division) abgebalten 
werden. Die Erledigung der wichtigeren Fragen z. B. die Ent- 
scheidung, wem die Verpflichtung zum Wegebau obliege, 
wo diese streitig ist, so wie der Berufungen von der 

ZeiUchr. für SUattw. 1855. li Heft. 4 
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Entscheidung der Specialsitzungen steht den Vierteljahrs- 
sitzungen der vereinigten Friedensrichter der Grafschaft zu. 

Bemerkenswerth ist die Bestimmung, dass 2 oder mehrere 
Kirchspiele auf den Antrag der betreffenden Kirchspielsversamm- 
lungen von den Friedensrichtern zu Wegebau bezirken und 
insbesondere zur Besoldung eines Bezirks-Wegeaufsehers 
(Dislrict Surveyors) vereinigt werden können '). 

Ingleichen können Personen oder Corporationen, denen nach 
Herkommen (als Grundeigentümern) die Unterhaltung gewisser 
Wege obliegt, diese Verpflichtung mit Einwilligung der Kirch- 
spiele gegen Uebernahme gewisser Leistungen oder auch gegen 
Zahlung einer Summe auf die Kirchspiele übertragen lassen. Der 
desfallsige Vertrag wird vor den Friedensrichtern abgeschlossen 
und von ihnen vermittelt 2 ). 

Man sieht aus diesen Bestimmungen , dass auch hier die 
Gesetzgebung die Bildung grösserer Verbände und die Ver- 
einigung der Kräfte sowohl zu einzelnen bestimmten 
Zwecken als auch zur gemeinsamen Behandlung der ganzen 
Angelegenheit begünstigt. 

Das Bedürfniss dazu ist von sachkundiger Stelle und unter 
allgemeiner Zustimmung hervorgehoben. 

Die Kirchspiele sind als Wegebauverbände, insbesondere zur 
Unterhaltung besoldeter Wegebauinspecloren zu klein. Die von 
ihnen jetzt gewählten Wegeaufseher sind ihrer Aufgabe der Regel 
nach nicht gewachsen. Die angeführte facultative Bestim- 
mung ist indess nicht ausreichend gewesen, um die Vereinigung 
von Kirchspielen wirklich herbeizuführen. In England nicht minder, 
wie auf dem Continent, hat man die Erfahrung gemacht, dass 
Anordnungen zur Bildung von Sammtgemeinden , die von der 
Einwilligung der Einzelgemeinden abhängig gemacht 
werden, ein todter Buchstabe bleiben. Man geht daher darauf 
aus, diese Bestimmung des Gesetzes durch andere wirksamere 
zu ersetzen. Jedoch haben die desfallsigen Versuche bis jetzt 
noch nicht zu dem gewünschten Ziele geführt '_). 

1) 5 4 6 Will. IV. Cap. 50. §. 13. 

2) 5 * 6 Will. IV. Csp. 50. §. 23. 

3) Vergleiche die Rede von Cornwalle Lewis bei Einbringung einer 



in England. 54 

Die Ausgaben der Kirchspiele für den Wegebau betrugen, 
wie wir bereits oben angegeben haben, im Jahre 1850 im 
Ganzen 1,850,000 /. 

der Grafschaften für Brückenbaulen 54,000 „ 

Zusammen 1,904,000 /. ')• 
So erheblich hiernach der Aufwand der Kirchspiele für die 
Unterhaltung der öffentlichen Wege auch ist, so wurden doch 
die Baukosten der wichtigsten und verkehrreichsten Strassen in 
England und Wales nicht aus den Kirchspielscassen bestritten. 
Dieselben sind vielmehr chaussirt und werden aus den Einnahmen 
an Wegezöllen unterfialten. 

Die Verhältnisse der Chausseen (Turnpike roads) sind theils 
durch die Localacte — (welche für jede einzelne Chaussee 
erlassen werden, und die Ermächtigung zum Bau derselben, so- 
wie zur Erhebung von Wegegeldern u. s. w. erlheilen) , theils 
durch allgemeine Gesetze, welche Vorschriften über die Be- 
schaffenheit, sowie über die Benutzung der Chausseen geben, 
geregelt s ). 

Hiernach wird für die Verwaltung einer jeden Chaussee eine 
besondere C o m m i s s i o n aus Kirchspielseinsassen bestellt (trust). 



Bill betreffend die Wegeordnung, am 13. Febr. 1850 bei Hansard Parlia- 
mentary Debates. Third Series Vol. 108 und die Vorlage Pisraelis über 
das Budget (financial statemenl) vom 3. Decbr. 1852, Hansard Third Series 
Vol. 123 pag. 854. Die Absicht von Lewis war, das Recht, die Vereinigung 
von Kirchspielen für die Anstellung besoldeter Wegebauinspectoren zu be- 
schliessen, dem Armenrath der Sammtgemeinden (Board of Guardiäns) 
an Stelle der Kirchspielsversammlungen und die Abnahme der Rechnungen 
dem Rechnungsbeamten (Auditor) der Sammtgemeinde (Union) zu übertragen. 
Doch ging die Bill, unerachtet sie mit Beifall aufgenommen wurde, schliesslich 
nicht durch. Nach sechs vergeblichen Versuchen, ein Gesetz über zweckmässigere 
Verwendung der Wegebaugelder zu Stande zu bringen, brachte Disraeli als 
Kanzler der Schatzkammer (im Herbst 1852) eine siebente Bill über diesen 
Gegenstand ein ; jedoch mit nicht besserem Erfolge. 

1) Vgl. Finanee and Trade p. 43 u. 36. 

2) Die wichtigsten dieser allgemeinen (reglementarische Bestimmungen 
enthaltenden) Gesetze sind 3 George IV. Cap. 126; 4 George IV. Cap. 95. 
und 4 & 5 Victor. Cap. 33 4 51. 

4* 
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Derselben liegt die Instandhaltung der Wege, Fusssteige u. s. w. 
nach Vorschrift der Gesetze, die Einrichtung von Zollhäusern, 
die Anstellung von Einnehmern, Rendanten, Schreibern, Auf- 
sehern u. s. w., endlich die Abnahme der Rechnungen — genug 
die gesammte obere Aufsicht über die Chausseeverwaltung ob. 
Sie selbst schickt jährlich einen Nachweis sämmtlicher Einnahmen 
und Ausgaben, sowie der vorhandenen Schulden dem Secretär 
des Friedensgerichtes (Clerk of the peace) in der Hauptstadt 
der Grafschaft. Die Friedensrichter der Grafschaft sind ex officio 
Mitglieder dieser Chausseen-Verwaltungs-Commissionen '). 



1) Der zweite Artikel im nächsten Hefte wird von der Beschaffenheit 
der Gemeindesteuern, dann von ihrer Bewilligung handeln und Schlussbe- 
merkungen beifügen. 



